
Inseratetarif 2026
Erreichen Sie 60 973 Adressen 
auf einen Schlag. 

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.



10 work 20. März 2025  

«Ni una menos»

Die Frauen 
erobern 
die Strasse
Am 8. März gingen Tausende
 Frauen auf die Strassen und 
forderten lautstark ihre 
Rechte  ein. In Zürich wurde 
die friedliche Demonstration 
vom brutalen Eingreifen der 
Polizei überschattet.
DARIJA KNEŽEVIĆ 

Candida Ferreira (51) ist Hotelrei-
nigerin und Unia-Mitglied. Sie 
sagt: «Ich bin heute für die Frauen-
rechte, bessere Löhne und weniger 
Arbeitszeit am Demonstrieren.» 
Sie und ihre Luzerner Kolleginnen 
sind lila gekleidet zum 8. März ge-
kommen – dem Weltfrauentag, 
dem feministischen Kampftag. Ge-
meinsam mit Hunderten Demons-
trierenden setzen sie ein starkes 
Zeichen für die Rechte der Frauen. 

Auch Unia-Präsidentin Vania 
Alleva ist mit der Luzerner Frauen-
gruppe unterwegs. Allevas Fazit: 
«Starke, kämpferische Frauen. 
Unite siamo forti!»

Ähnlich gross ist das Auf-
gebot in Bern. Obwohl am sel-
ben Samstagnachmittag der Fas-
nachtsumzug durch die Stadt 
zieht, versammeln sich gegen tau-
send Personen auf dem Buben-
bergplatz. Am Demozug nehmen 
viele junge Frauen teil, aber auch 
Pensionierte und Familien mit 
kleinen Kindern sind dabei. 

POLIZEIGEWALT IN ZÜRICH
In Zürich versammeln sich über 
2000 Menschen zum Weltfrauen-
tag auf den Strassen. Treffpunkt: 
Paradeplatz. Auch hier sind die 
Demonstrierenden bunt durch-
mischt. Auf zahlreichen Transpis 
steht: «Ni una menos». Das bedeu-
tet auf spanisch «nicht eine weni-
ger» und richtet sich gegen Gewalt 
an Frauen und Femizide. 

Nach wenigen Metern schrei-
tet die Zürcher Polizei gewaltvoll 
in den Demozug ein. Wie mehrere 
Videos in den Medien zeigen, wer-
den die wehrlosen Demonstran-
tinnen an der Demospitze mit 
Schlagstöcken, Tritten und Reiz-
gas zurückgedrängt. Sophie A. (27) 
war als Demoteilnehmerin in Zü-
rich anwesend und sagt zu work: 
«Es macht mich traurig und wü-
tend, dass wir am 8. März immer 
noch für Gleichberechtigung auf 
die Strasse müssen und für das 
dann brutalste Repression erfah-
ren. Die Polizei war von Anfang an 
mit einem unverhältnismässigen 
Aufgebot vor Ort, um uns einzu-
schüchtern. Doch dieser Versuch 
fruchtete nicht – Tausende Men-
schen einschliesslich Kindern fan-
den sich für eine friedliche und 
kämpferische Demo zusammen.»

Weitere Demonstrationen 
fanden in Basel, Genf, Winterthur 
und anderen Städten statt.

MUTIGE FRAUEN WELTWEIT
Weltweit gingen Menschen am 
8. März auf die Strassen. Beispiels-
weise in Iran, in Algerien, in Ser-
bien, im Sudan, in Hongkong oder 
in Grossbritannien. Sie alle weh-
ren sich gegen sexualisierte Ge-
walt, Femizide, Repression und die 
Folgen der Klimakrise, die Frauen 
härter treffen als Männer. 

«Es macht mich traurig,
dass wir immer noch
für Gleichberechtigung
auf die Strasse müssen
und dann brutalste
Repression erfahren.»

SOPHIE A., DEMOTEILNEHMERIN, ZÜRICH

Internationaler Tag der Frauenrechte

8. März heute

So haben sich die Frauentag-Plakate im Laufe der Zeit verändert 
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8. MÄRZ 2025: Ob Luzern, Bern, Genf, Lausanne, München oder Hamburg: Überall gingen die Frauen auf die Strasse. FOTOS: KEYSTONE / ISC / DAK / THIERRY PORCHET / OLIVIER VOGELSANG
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Internationaler Tag der Frauenrechte
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«Keine 10-Millionen-Schweiz!»-Initiative entwürdigt Menschen

Die SVP grei�   unsere 
Löhne frontal anLöhne frontal an

HELLEBARDE STATT HIRN: SVP-Präsident Marcel Dettling glaubt, Kontingente seien ein Zaubermittel. FOTO: KEYSTONE

Die SVP lanciert seit Jahren 
die gleiche Initiative unter 
anderen Titeln. Aktuell ist als
«Nachhaltigkeitsinitiative» 
verpackt, was nur eines will: 
zurück zum menschenver-
achtenden Saisonnierstatut, 
zu tieferen Löhnen für (fast) 
alle und zu noch mehr Profi t 
für die Unternehmen. 
CLEMENS STUDER 

Wenn Rechte, Rechtsaussen und jene, die sich 
schon längst im faschistischen Sumpf suhlen, 
von «Kontingenten» reden, tönt es, als handle es 
sich dabei um einen Zaubertrank, der jenen der 
«Asterix»-Gallier als schwaches Süppchen er-
scheinen lässt. Angeblich «steuern» Kontingente 
die Zuwanderung, «schützen Schweizer Löhne», 
machen die Mieten billiger, lösen die Staus auf 
Autobahnen und am Feierabend auf, sorgen für 

freie Sitzplätze im 
ÖV und dafür, dass 
Arbeitslose auch 
ab 58 sofort wieder 
eine Stelle fi nden. 
Wahrscheinlich lö-

sen diese Kontingente – in Spraydosen abge-
füllt  – auch eingerostete Schlösser, einge-
branntes Bratfett und alte Tapeten. Es wäre zum 
Lachen, wenn es nicht so brandgefährlich men-
schenverachtend und lohndrückend wäre. 

UNTAUGLICH … 
Die Wahrheit ist: Kontingente lösen keines der 
angeblichen und tatsächlichen Probleme. Aber 
schaffen unzählige neue. Die Fakten sind erdrü-
ckend: Das vielgepriesene Kontingentsystem 
hat die Einwanderung nie wirksam begrenzt. 
Niemals! Die Kontingente wurden stets der 
Nachfrage der Arbeitgeber angepasst, eine Be-

grenzung der Zuwanderung gab es nicht. Und 
wo die offi ziellen Kontingente nicht ausreich-
ten, blühte die Schwarzarbeit. Schätzungen ge-
hen von 120 000 bis 180 000 Schwarzarbeiten-
den allein im Jahr 1990 aus. Was das System 
 jedoch perfekt leistete: Es lieferte den Schwei-
zer Unternehmern eine quasi rechtlose moder ne 
Arbeitssklaverei. 

… UND UNMENSCHLICH
Das Saisonnierstatut ist ein Schandfl eck in der 
Schweizer Geschichte. Es galt zwischen 1934 
und 2002. Wortlaut und Zahlen wurden zwar 
 einige Male angepasst, doch das Ziel blieb im-
mer das gleiche: ausländische Arbeiterinnen 
und Arbeiter zu einer rechtlich kaum geschütz-
ten «Manövriermasse der Wirtschaft» zu ma-
chen. Kurz: Das Saisonnierstatut war ein zyni-
sches Instrument der Arbeitsmarktpolitik, das 
Ausbeutung systematisch ermöglichte. Es fusste 
auf drei Säulen der Diskriminierung:

 Die Bewilligung war auf die Dauer einer Saison, 
höchstens aber auf neun Monate beschränkt. Da-
nach mussten die Arbeitnehmenden die Schweiz für 
mindestens drei Monate verlassen.
 Den Saisonniers war der Stellen- und  Ortswechsel 
grundsätzlich untersagt.
 Der Familiennachzug war verboten.

Die ersten beiden Säulen sorgten dafür, dass 
Saisonniers für Hungerlöhne schuften muss-
ten – 14 Prozent unter dem Niveau der Löhne 
der Einheimischen – und so unfreiwillig den 
A rbeitgebern ermöglichten, die Löhne aller zu 
drücken. Die dritte Säule war dafür verantwort-
lich, dass Familien auseinandergerissen wurden 
und über die Zeit mindestens 50 000 migranti-
sche Kindern in Verstecken leben mussten.  

Der Genfer Migrationshistoriker Toni 
 Ricciardi kommt in einer ausführlichen Studie 
zum Schluss, dass eine halbe Million Minderjäh-
rige von den Trennungen betroffen waren, die 
das Saisonnierstatut mit sich brachte. In ihrer 
Heimat lebten die Kinder oft bei den Grosseltern 
oder in Heimen. 

Anfangs teilten Schweizer Gewerkschaften 
leider die fremdenpolitische Logik des Saison-
nierstatuts – in den 1960er-Jahren forderten sie 
teilweise sogar Kontingente gegen «Überfrem-
dung». Doch mit der zunehmenden Organisie-
rung migrantischer Lohnabhängiger – besonders 
in Bau- und Industriegewerkschaften – vollzog 
sich ein radikaler Kurswechsel. Die Gewerkschaft 
Bau & Holz (GBH) wurde zur Speerspitze des Pro-
tests: Sie dokumentierte systematisch die unwür-
digen Lebensbedingungen der Saisonniers und 
machte die Forderung nach Abschaffung des Sta-
tuts zu einer zentralen politischen Frage.

GEWERKSCHAFTEN GELANG DURCHBRUCH
Doch die rechten Parteien und die Wirtschafts-
verbände wollten das für sie politisch und öko-
nomisch gewinnbringende Kontingentsystem 
nicht aufgeben. Erst durch eine geschickte Dop-
pelstrategie gelang den Gewerkschaften der 
Durch bruch: Einerseits nutzten die Gewerkschaf-
ten internationale Allianzen mit italienischen 
oder spanischen Gewerkschaften, die ihrerseits 
die EU zum Handeln zwangen. Andererseits ver-
knüpften sie die moralische Kritik am Statut 
mit ökonomischen Argumenten: Sie wiesen 
nach, dass das System nicht nur Menschen-
rechte verletzte, sondern auch Lohndumping 
beförderte und damit auch die einheimischen 
Lohnabhängigen schädigte. Eine Mehrheit der 
Arbeitenden sahen migrantische Arbeiterinnen 
und Arbeiter nicht mehr als Konkurrenz, son-
dern als Verbündete. 

DIE FLAM IM VISIER
Die Einführung der Personenfreizügigkeit mit 
der EU ab 2002 brachte eine historische Wende in 
der Schweizer Arbeitsmarktpolitik. Endlich wur-
den grundlegende Menschenrechte anerkannt:

 Das Recht auf Familienzusammenführung
 Die freie Wahl des Arbeitsplatzes
 Verbleiberecht nach Ende der Beschäftigung

Die von den Gewerkschaften erkämpften 
fl ankierenden Massnahmen (FlaM) Personenfrei-

zügigkeit schützen alle Arbeitnehmenden. Die 
Arbeitsverhältnisse können kontrolliert wer-
den, fehlbare Firmen sanktioniert. Die Schwarz-
arbeit ging drastisch zurück – in der Landwirt-
schaft hat sie sich fast halbiert. 

Ist alles perfekt? Nein! Doch die Personen-
freizügigkeit mit den fl ankierenden Massnah-
men ist grundsätzlich eine Erfolgsgeschichte. 
Ideologischen Arbeitgeberverbänden und bür-
gerlichen Politikern aber sind die FlaM ein Dorn 
im Auge. Darum spielen sie immer wieder mit 
dem Feuer und leisten den fremdenfeindlich 
grundierten SVP-Initiativen kaum Widerstand: 
Wenn sie den Schweizer Lohnschutz schleifen 
könnten, ohne Exportprobleme mit der EU zu 
bekommen, würden sie es sofort tun.

NEIN ZUR LOHNSENKUNGSINITIATIVE
Wer heute die Rückkehr zu Kontingenten for-
dert, will nicht die Zuwanderung begrenzen – 
das hat dieses System nie geschafft. Es geht um 
etwas anderes: die Schaffung eines Zweiklassen-
systems auf dem Arbeitsmarkt, um Löhne zu 
drücken und Arbeitnehmende zu spalten. Und 
selbstverständlich wird die Umwelt nicht gesün-
der, die Mieten sinken nicht, die Staus bleiben – 
und um verhockte Schlösser zu lösen, braucht’s 
weiterhin WD-40. Es wird die Aufgabe der Ge-
werkschaften sein, diese Zusammenhänge auf-
zuzeigen, um die brandgefährliche Lohnsen-
kungsinitiative der SVP an der Urne scheitern 
zu lassen.

Kontingente lösen
keine Probleme,
sie scha� en neue.

Baracken-Schweiz: Das 
work-Lesehe� 
Die Unia hat den Kampf gegen die Ausbeutung 
von migrantischen Arbeiterinnen und Arbeitern 
in ihrer DNA. Und auch work hat den Kampf 
 gegen das Saisonnierstatut dokumentiert und 
kommentiert. Zur einstigen Baracken-Schweiz 
erschien ein 48seitiges Bilder-Leseheft. Es ist 
gedruckt vergriffen, Sie können es aber gratis 
herunterladen: rebrand.ly/baracken. (cs)

NEUES SGB-DOSSIER: 

FAKTEN STATT 
MÄRCHEN
Spätestens seit die SVP ihre 
neuste Kündigungsinitiative 
(«Nachhaltigkeitsinitiative») ein-
gereicht hat, ist die Diskussion 
über die Schweizer Migrations-
politik wieder lanciert. Neu ist, 
dass sich auch der Economie-
suisse-Präsident mit migra-
tionskritischen Äusserungen 
einmischt. Doch bei all dieser 
 Kritik stellt sich die Frage,  
was denn die Alternative zum 
 heutigen System mit Perso-
nenfreizügigkeit und fl ankieren-
den Massnahmen sein könnte. 

ANALYSE. Ginge es den Arbeit-
nehmenden mit einem Punkte- 
oder Kontingentsystem besser? 
Oder wäre gar eine «Zuwande-
rungsabgabe» eine Alternative? 
Kurze Antwort: nein und nein! 
Daniel Lampart ist Chefökonom 
des Schweizerischen Gewerk-
schaftsbundes und hat die Zah-
len und Fakten zusammenge-
tragen; seine ausführliche und 
fundierte Analyse kann hier 
 heruntergeladen werden:
rebrand.ly/dossier-zuwanderung.
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Verdiene ich wirklich genug? Der     neue Lohnrechner des SGB hat die Antwort

So sind Sie für die     Lohnverhandlungen gewappnet
Mit unserer Playlist zum 
1. Mai kommen Sie in die 
richtige Stimmung – von 
kämpferisch bis klamaukig. 

«A working class hero is so-
mething to be» (Ein Held der 
Arbeiterklasse ist etwas von Be-
deutung) singt John Lennon 
und prangert dabei soziale Un-
gerechtigkeit an: rebrand.ly/
working-class-hero. 

Der perfekte Ohrwurm 
nach einem frustrieren-
den Arbeitstag: «Ich kün-
dige!» heisst es bei der Elek-
tropopband Grossstadtgefl üs-
ter: rebrand.ly/ich-kuendige. 

Billy Bragg ist ein englischer 
Singer-Songwriter und Akti-
vist. «There is power in a union» 
wurde zur Hymne der Gewerk-
schaftsbewegung in England: 
rebrand.ly/power-in-a-union. 

Dem Schicksal von Gastarbeite-
rinnen und Gastarbeitern wid-
met sich der Bündner Rapper 
Milchmaa in «Geld pfl ücka»: 
rebrand.ly/geld-pfl uecka. 

Auch wenn sie dabei lächelt: 
Dolly Parton singt in «9 to 5» 
über die harten Seiten des Ar-

beitslebens: rebrand.ly/9-to-5. 

Wenn Gesellschafts-
kritik und Komik 
aufeinandertreffen. 
Helge Schneider at 

his best mit ihrem Ti-
tel «Wurstfachverkäu-

ferin»: rebrand.ly/wurstfachver-
kaeuferin. 

Die Hymne schlechthin für alle 
hart arbeitenden und schlecht-
bezahlten Frauen: Donna Sum-
mer mit ihrem Hit «She works 
hard for the money»: rebrand.
ly/hard-for-the-money. (mk)

Die Playlist zum 1. Mai

Harte Arbeit in Tönen
MOVENDO

LERNEN SIE 
DAZU
Besser kommunizieren, 
selbstsicherer auftreten, 
überzeugend argumentie-
ren: würden Sie das alles 
auch gerne besser können? 
Wer für sich selbst einste-
hen und Argumente über-
zeugend darlegen kann, 
kann besser präsentieren, 
überzeugender streiten, 
zielführender diskutieren 
und erfolgreicher verhan-
deln – gerade auch, wenn 
es um Lohnverhandlungen 
geht. Movendo, das Weiter-
bildungsinstitut der Gewerk-
schaften, bietet einige 
 Kurse in diese Richtung an. 

Mehr Infos: www.movendo.ch 

Unfall auf dem Hof: 
Wer bezahlt nun?
Ich arbeite 1,5 Tage als medizinische 
Praxisassistentin bei einer Kinderärztin. 
Die übrigen 70 Prozent arbeite ich als 
selbständige Landwirtin im Betrieb von 
meinem Mann und mir. Kürzlich bin ich 
versehentlich auf den am Boden liegen-
den Heurechen getreten. Dabei hat mich 
der Stiel des Heurechens direkt am 
Frontzahn getroffen, der dadurch beschä-
digt wurde und zahnärztlich behandelt 
werden musste. Die Krankenkasse be-
zahlt mir diesen Schaden nicht, und eine 
Unfallversicherung für meine Tätigkeit 
als Landwirtin haben wir nicht abge-
schlossen. Gibt es sonst eine Möglich-
keit, dass mir eine Versicherung den 
Schaden bezahlt?

MYRIAM MUFF: Ja. Informieren Sie sofort 
Ihre Arbeitgeberin über den Unfallscha-
den, damit sie diesen bei der Unfallver-
sicherung anmeldet. Als in der Schweiz 
 beschäftigte Arbeitnehmerin sind Sie 
nämlich nicht nur für einen Berufsunfall 
oder eine Berufskrankheit obligatorisch 
versichert, sondern auch für Nichtberufs-
unfälle. Voraussetzung für die Nicht-
berufsunfalldeckung ist, dass Sie als An-
gestellte wöchentlich mindestens acht 

Stunden arbeiten, was Sie erfüllen. Ihre 
selbständige Tätigkeit als Landwirtin ist 
hingegen nach Gesetz nicht obligatorisch 
versichert. Sie und Ihr Mann können sich 
jedoch freiwillig gegen das Unfallrisiko 
als Landwirte versichern. Hätten Sie dies 
getan, würden wir hier von einem Berufs-
unfall reden, und die Versicherung müss-
te für Ihren Zahnschaden aufkommen. 
Weil keine freiwillige Unfallversicherung 
für Ihre selbständige Tätigkeit besteht, 
muss die obligatorische Unfallversiche-
rung Ihrer Arbeitgeberin Ihren Schaden 
über die dort im konkreten Fall mitver-
sicherte Nichtberufsunfalldeckung über-
nehmen. Dies hat das Bundesgericht in 
einem ähnlichen Fall so entschieden.

Ferien: Darf ich sie 
mir auszahlen lassen?
Ich habe einen fi nanziellen Engpass. 
Deshalb fragte ich meinen Arbeitgeber, 
ob er mir meine fünf Wochen Ferien aus-
zahlen könnte. Da wir in der Firma sehr 
viel zu tun haben, würde ich damit 
 meiner Firma helfen. Mein Chef hat aber 
abgelehnt und gesagt, dass ihm das 
 Gesetz verbiete, mir die Ferien auszu-
zahlen. Ist das wirklich so?

MYRIAM MUFF: Ja, Ihr Chef hat recht. In 
Artikel 329 d, Absatz 2 des Obligationen-
rechts steht, dass Ferien während der 
Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht 
durch Geld oder andere Vergünstigungen 
abgegolten werden dürfen. Die Ferien die-
nen der Erholung und der Gesundheit 
des Arbeitnehmers. Eine Auszahlung ist 
nur dann zulässig, wenn ein Feriengut-
haben nicht mehr in Form von Freitagen 
bezogen werden kann. So entfällt das 
Verbot, Ferien auszahlen zu dürfen, zum 
Beispiel, sobald ein Arbeitsverhältnis 
 beendet ist. Das Verbot kann auch entfal-
len, wenn der Chef einem Arbeitnehmer 
überraschend kündigt und der Arbeitneh-
mer während der Kündigungsfrist eine 
neue Stelle suchen muss oder es für ihn 
nicht möglich ist, in dieser Zeit seine 
 Ferien zu planen. Ihr Arbeitgeber kann 
 Ihnen jedoch freiwillig einen Vorschuss 
bezahlen. Ist er dazu nicht bereit, haben 
Sie trotzdem einen Anspruch auf einen 
Vorschuss, sofern Sie sich nicht nur in 
 einem fi nanziellen Engpass, sondern in 
einer Notlage befi nden. 

VORSICHT: Ein Heurechen kann gefährlich
sein. FOTO: ADOBE STOCK

Word- und Excel-Dokumente
mit Chat-GPT erstellen

DEIN NEUER FREUND UND HELFER: Künstliche Intelligenz im Alltagstest. FOTO: ISTOCK

Meist brauchte es
mehrere Versuche, bis
wir zufrieden waren.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Die Basisfunktionen von Microsoft Offi ce sind leicht anzu-
wenden: mit Word einen Text schreiben oder mit Excel eine 
Tabelle mit Zahlen füllen. Doch ungeübte Benutzerinnen 
und Benutzer stossen schnell an Grenzen, wenn sie Doku-
mente kreativer gestalten wollen. Da 
kann Chat-GPT helfen. Dazu müssen 
Sie einfach im Suchfeld beschreiben, 
welches Dokument Sie brauchen. 
Danach erzeugt Chat-GPT eigenständig 
eine Offi ce-Datei. Diese können Sie herunterladen. Wir haben 
Chat-GPT verschiedene Aufgaben gestellt, um zu sehen, wie 
das Programm diese meistert. Meist brauchte es mehrere 
Versuche, bis ein Dokument zufriedenstellend war. Manch-
mal ignorierte Chat-GPT die Anweisungen, manchmal lag das 
Problem darin, dass der Befehl zu ungenau formuliert war. 

BEISPIELE. Befehl: Mach eine Excel-Tabelle, um auszurechnen, 
was fünf Personen bei einem Abendessen bezahlt haben und 
wer wem wie viel Geld schuldet. Ergebnis: Die Tabelle war 
korrekt. Gab man ein, wer wie viel bezahlte, stand in der 
letzten Spalte das Guthaben oder die Schuld der Beteiligten.
Befehl: Kannst du mir den Inhalt der Tabelle grafi sch schön 
darstellen? Ergebnis: Das Programm erzeugte zur Tabelle eine 
übersichtliche Grafi k mit einem Balkendiagramm. 
Befehl: Erstelle mir eine Word-Datei, in welcher der Text 
dreispaltig läuft und die in der mittleren Spalte Platz für ein 
Bild hat, das ich einfügen kann. Ergebnis: Chat-GPT erstellte 
eine korrekte Word-Datei. 
Alternativen zu Chat-GPT wie Gemini, Claude oder Perple-
xity können Sie ebenfalls zu Offi ce-Dateien befragen. Diese 
Programme erstellen aber keine Dateien zum Herunter-
laden, sondern verfassen Anleitungen. MARC MAIR-NOACK

tipp im work

Ist Ihr Lohn fair, oder 
 verdienen Sie weniger, als 
in Ihrer Branche üblich 
ist? Finden Sie’s raus! Das 
geht jetzt noch einfacher 
und zuverlässiger: mit 
dem neuen Lohnrechner 
des Schweizerischen 
 Gewerkscha� sbundes.  

MARIA KÜNZLI

Arbeitnehmende können ihre 
Angaben wie Beruf, Branche, 
Ausbildung, Alter und Arbeits-
ort anonym und online einge-
ben und erhalten sofort kosten-
los eine Einschätzung des für 
ihre Stellung angemessenen 
Lohns. Das kann bei Lohnver-
handlungen enorm hilfreich 
sein. Der Rechner zeigt dabei 
nicht nur den mittleren Lohn 
(Median) für das eingegebene 

Profi l an, sondern auch die 
Bandbreite der üblichen Löhne. 

PRÄZISE. Dem neuen Lohnrech-
ner liegt eine neue Datenbasis 
zugrunde, nämlich die Löhne 
aus der aktuellen Lohnstruk-
turerhebung 2022 des Bundes-
amts für Statistik (BFS). Kon-
kret: Der Rechner wurde mit 
2,3 Millionen Löhnen aus über 
35 000 Unternehmen gefüttert. 
Zudem wird auch die jüngste 
Lohnentwicklung mit berück-
sichtigt, damit die Schätzungen 
möglichst aktuell sind. Neu ist 
der Lohnrechner mit einem so-
genannten Machine-Learning-
Verfahren ausgestattet, was die 
Lohnangaben noch präziser 
macht – ebenso wie die Tatsa-
che, dass der SGB-Lohnrechner 
im Gegensatz zu herkömmli-
chen Lohnrechnern Infos wie 

zum Beispiel das genaue Alter 
und den Arbeitsort einbezieht. 
Und er ist unabhängig, wäh-
rend kommerzielle Anbieter 
sich oft zum Beispiel mit Stel-
leninseraten von Arbeitgebern 
bezahlen lassen. Verlässliche 
Quellen beziehen sich wieder-
um oft nur auf Angaben für 
ganze Berufs-, Branchen- oder 
Altersgruppen, was für indivi-
duelle Lohnverhandlungen oft 
zu ungenau ist. 

INFORMIERT ÜBER GAV. Neu gibt 
der Lohnrechner auch Infos 
über Gesamtarbeitsverträge 
(GAV) preis: Sie legen in vielen 
Branchen fest, was Arbeitneh-
mende mindestens verdienen 
müssen. Neu erfahren Sie im 
überarbeiteten Onlinetool aus-
serdem, ob in Ihrem Beruf ein 
13. Monatslohn üblich ist und 

wie hoch die wöchentliche Ar-
beitszeit (bei einer 100-Prozent-
Anstellung) in der jeweiligen 
Branche ist.

GEGEN DISKRIMINIERUNG. Nur 
wer weiss, welcher Lohn üblich 
ist, kann sich gegen Lohndiskri-
minierung wehren. So ist Lohn-
transparenz eine wichtige Hilfe 
im Kampf gegen Lohnunge-
rechtigkeit. Denn: Frauen ver-
dienen in der Schweiz noch im-
mer rund 16 Prozent weniger 
als Männer – ohne dass es dafür 
einen objektiven Grund gibt. 
Mit dem Lohnrechner können 
Frauen eine mögliche Unterbe-
zahlung schnell erkennen. Und 
mit gewichtigen Argumenten 
dagegen vorgehen. 

GLEICHES WISSEN. Viele spre-
chen gerade mit Arbeitskolle-

ginnen und Arbeitskollegen un-
gern über ihren Lohn, und 
Lohntransparenz wird auch 
von der Arbeitgeberseite her zu 
wenig gefördert, weshalb vielen 
Arbeitnehmenden schlicht das 

Wissen über marktübliche 
Löhne fehlt – während Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber 
meist gut über Löhne infor-
miert sind. Mit dem nötigen 
Wissen können Sie gestärkt 
und faktenbasiert in die Lohn-
verhandlungen starten. work 
wünscht viel Erfolg! 

Zum neuen Lohnrechner des SGB:
www.lohnrechner.ch

RECHNEN EINFACH GEMACHT: Das neue Onlineangebot des Gewerkschaftsbundes 
sagt Ihnen, wie viel Sie fairerweise verdienen sollten. GRAFIK: SGB

MARIA KÜNZLI

1 Die Schweiz gehörte zu 
den ersten

Im Jahr 1890 beging die Schweiz 
zum ersten Mal den 1. Mai. Damit 
war sie eines der ersten Länder, die 
dem Kampf für bessere Arbeitsbe-
dingungen einen Tag widmeten. 
Am Anfang der 1.-Mai-Bewegung 
stand die Forderung eines 8-Stun-
den-Tages. Schon am 1. Mai 1856 
gingen Arbeiterinnen und Arbei-
ter in Australien dafür auf die 
Strasse. Der Ursprung der welt-
weiten Bewegung geht aber auf 
die Arbeiteraufstände in den USA 
von 1886 zurück, vor allem auf 
den Haymarket-Aufstand von In-
dustriearbeitern in Chicago. Die 
Schweiz folgte 1890 dem allerers-
ten internationalen Aufruf der So-
zialistischen Internationale zur 
Feier des 1. Mai – in Zürich, Basel 
und Genf gingen Tausende Men-
schen auf die Strasse. 

2 Schon im alten Rom 
wurde über den 

8-Stunden-Tag diskutiert 
Mit dem Industriearbeiterschutz-
gesetz hat die Schweiz 1919 den 
8-Stunden-Tag eingeführt. Das 
war das erste Mal, dass eine maxi-
male tägliche Arbeitszeit gesetz-
lich festgelegt wurde. Bis sich der 
8-Stunden-Tag aber in der ganzen 
Schweizer Arbeitswelt durch-
setzte, dauerte es noch viele Jahre. 
Dabei wurde die Idee, dass der 
Mensch nicht länger als 8 Stunden 
pro Tag arbeiten sollte, schon Jahr-
tausende vor der Industrialisie-
rung diskutiert: Es gibt Texte aus 
dem antiken Rom, in denen Über-
legungen über «massvolle Arbeits-
zeiten» angestellt wurden. 

3 Am 1. Mai 2025 ist auch 
Weltpassworttag

Dieses Jahr fällt der Tag der Arbeit 
auf einen Donnerstag. Und am ers-
ten Donnerstag im Mai ist jeweils 

Weltpassworttag. Unternehmen 
rund um die Speicherchip-Firma In-
tel haben den Tag ins Leben geru-
fen. Seitdem wird er jährlich dazu 
genutzt, um auf die Sicherheit 
von  Passwörtern aufmerksam zu 
 machen. Was sonst noch läuft am 
1. Mai? Die Republik Marshall-

inseln, ein Inselstaat im Pazifi k, fei-
ert ihren Unabhängigkeitstag. 

4 1.-Mai-Teilnehmende 
lebten mal gefährlich 

Am 1. Mai auf die Strasse zu gehen 
war früher viel riskanter als heute. 
Am Anfang der Bewegung, im spä-

ten 19. und im frühen 20. Jahrhun-
dert, war der Tag in der Schweiz 
mehr als umstritten und in kon-
servativen Kreisen nicht gerne ge-
sehen. Die 1.-Mai-Demonstratio-
nen wurden als Angriff auf die 
bürgerliche Ordnung wahrgenom-
men. Zeitweise wurden die Teil-

Bräuche und Traditionen rund um den Globus: Zehn spannende Fakten         zum Tag der Arbeit

Von «goldenen Tagen» bis zum    grossen Konzert
1. MAI

WER HAT 
FREI? 
In der Schweiz ist der Tag 
der Arbeit nicht schweizweit 
ein gesetzlicher Feiertag, 
sondern nur in bestimmten 
Kantonen und Gemeinden. 
Als offi zieller Feiertag und 
damit als arbeitsfrei gilt der 
1. Mai in den Kantonen 
 Zürich, Schaffhausen, Thur-
gau, Basel-Stadt, Basel-
Landschaft, Neuenburg, 
Jura, Solothurn (ab 12 Uhr) 
und Tessin. In den Kanto-
nen  Luzern, Aargau und 
Bern ist der Tag nur in ein-
zelnen  Gemeinden und zum 
Teil nur für Verwaltungs-
angestellte offi ziell arbeits-
frei, so zum Beispiel in 
Aarau, in der Stadt Bern 
und in Biel. In einigen Ge-
meinden, zum Beispiel in 
Schüpfheim und Hildisrie-
den im Kanton Luzern und 
in der Gemeinde Muotathal 
im Kanton Schwyz, ist der 
1. Mai ein Gedenktag für 
den lokalen Schutzpatron 
und deshalb ein gesetz-
licher Feiertag.

FREI DANK GAV. In den Kan-
tonen, in denen der 1. Mai 
kein offi zieller Feiertag ist, 
hängt es vom Arbeitgeber 
und vom individuellen 
 Arbeitsvertrag ab, ob der 
Tag arbeitsfrei ist oder 
nicht. In einigen Branchen 
ist der Tag der Arbeit durch 
Gesamtarbeitsverträge 
(GAV) als arbeitsfreier Tag 
anerkannt, zum Beispiel 
im Baugewerbe, in der Gas-
tronomie und in der In-
dustrie. (mk) 

nehmenden gar ausspioniert: Sie 
wurden gefi lmt, verfolgt oder 
sanktioniert, besonders während 
der Weltkriege. 

5 In über 80 Ländern ein 
gesetzlicher Feiertag

In über 80 Ländern gilt der Tag der 
Arbeit als offi zieller Feiertag, zum 
Beispiel in Deutschland, Frank-
reich, Russland, Brasilien, Indien 
und China. Sogar in autoritär re-
gierten Staaten wie Nordkorea 
wird er begangen – allerdings mit 
streng kontrollierten Paraden.

6 In China ist der Tag der 
Arbeit «golden»

In China heisst der Tag der Arbeit 
«Maifeiertag» oder «Goldene Wo-
che des Mai». Millionen Chinesin-
nen und Chinesen reisen in dieser 
Zeit durchs Land, um Ferien zu 
machen oder Familie und Freunde 
zu besuchen. Denn frei sind hier 
gleich 3 Tage: Vom 1. bis zum 3. 
Mai sind Geschäfte, Regierungsbü-
ros und Schulen geschlossen. Es 
gibt Paraden, Kundgebungen und 
andere Veranstaltungen von Ge-
werkschaften und Regierungsor-
ganisationen. Das Ganze hat aber 
einen Haken: Damit die Arbeitneh-
menden freimachen können, müs-
sen sie – staatlich verordnet – den 
Sonntag davor und jenen danach 
durcharbeiten. 

7 Italien feiert mit einem 
Konzert

In Italien ist der Tag der Arbeit mu-
sikalisch: Das berühmte «Concerto 
del Primo Maggio» fi ndet in Rom 
statt und zieht jeweils Hunderttau-

sende Besucherinnen und Besu-
cher an. Die grossen Gewerkschaf-
ten organisieren das Open-Air-Kon-
zert, das im ganzen Land auch live 
im TV zu sehen ist. 

8 Ein bewusster Streiktag
In vielen Ländern ist der Tag 

der Arbeit ein gesetzlicher Feier-
tag, an dem nicht gearbeitet wird. 
Das war aber nicht immer so. Bei 
der Einführung des 1. Mai 1890 war 
der Tag nicht als arbeitsfreier Tag 
angedacht worden. Im Gegenteil: 
Die Arbeit sollte bewusst niederge-
legt werden, um ein Zeichen zu set-
zen, als Protest. Dass der 1. Mai 
heute ein Feiertag ist, ist das Ergeb-
nis jahrzehntelanger Kämpfe.

9 Die Nazis instrumentali-
sierten den 1. Mai 

In Deutschland haben die National-
sozialistinnen und Nationalsozialis-
ten 1933 den 1. Mai zum «Tag der 
nationalen Arbeit» umbenannt und 
für Propaganda vereinnahmt. Sie 
feierten den Tag mit Pomp und 
Brimborium – und stellten nur ei-
nen Tag später ihre Doppelmoral 
unter Beweis: Am 2. Mai 1933 
stürmten sie die Gewerkschafts-
häuser, verhafteten Funktionäre 
und lösten die freien Gewerkschaf-
ten auf. 1945 organisierten überle-
bende Gewerkschafter, Sozialdemo-
kratinnen und Kommunisten an 
Orten, die von den Alliierten schon 
befreit worden waren, bereits die 
ersten freien Maifeiern nach der 
Naziherrschaft – die Wehrmacht 
hatte da noch gar nicht offi ziell ka-
pituliert. Der Alliierte Kontrollrat 
bestätigte dann im April 1946 den 
1. Mai als Feiertag.

10 Maiglöckchen in 
Frankreich 

Eine blumige Tradition gibt es in 
Frankreich: Da schenken sich die 
Französinnen und Franzosen am 
1. Mai gegenseitig Maiglöckchen 
als Glücksbringer. Dieser Brauch 
ist älter als der Tag der Arbeit und 
verbreitete sich im 16. Jahrhun-
dert, als König Karl IX. am Hof für 
alle sichtbar Maiglöckchen an Da-
men verschenkte – vorher hatte er 
das nur im Geheimen getan. Na-
türlich fi nden parallel dazu in 
Frankreich aber auch politische 
Demonstrationen statt. Viele De-
monstrantinnen und Demonstran-
ten tragen das Maiglöckchen im 
Knopfl och mit. 

Wussten Sie, dass die 
 Forderung nach dem 
8-Stunden-Arbeitstag 
schon im alten Rom 
 diskutiert wurde? Zum 
1. Mai ein paar spannende 
Fakten – mit einem Blick 
über den Gartenzaun.

BEGLEITEN SIE UNS!
«Solidarität statt Hetze – gemein-
sam stark!» Unter diesem Motto 
geht die Unia am diesjährigen Tag 
der Arbeit auf die Strasse. 2025 
wird insbesondere gegen die 
 Ausgrenzung von Menschen mit 
Migrationshintergrund, gegen 
die Sündenbockpolitik auf dem 
 Rücken von Minderheiten und 
 gegen den Sozialabbau und die 
Umverteilung nach oben gekämpft. 
Begleiten Sie uns und kämpfen 
Sie mit! Was wo läuft am 1. Mai:
rebrand.ly/tag-der-arbeit

WORKTIPP

Arbeitnehmenden
fehlt o�  Wissen über
marktübliche Löhne.

Myriam Muff 
von der Unia-Rechtsabteilung
 beantwortet Fragen 
aus der Arbeitswelt.

 Das 
o� ene 

Ohr

BEFREIUNG DER ARBEIT: So proklamierte «Der neue Postillon», das sozialistische Satireblatt, 1907 den 1. Mai. 
ARCHIV STEFAN KELLER
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Was macht die Unia gut? 
Wo hat sie Nachholbedarf? 
Und wie kann der Kongress 
da mitwirken? Präsidentin 
Vania Alleva im Interview. 

CLAUDIO CARRER, ANNE-SOPHIE ZBINDEN

work: Vania Alleva, der letzte Kongress fand 
wegen der Coronapandemie dezentral 
und digital vernetzt statt. Worauf freuen 
Sie sich besonders bei diesem wieder ganz 
und gar analogen Kongress? 
Vania Alleva: Auf die 400 Delegierten aus der gan-
zen Schweiz aus vielfältigen Berufen, auf ihre 
Erfahrungen und auf unsere lebhafte Diskus-
sionskultur. Der Kongress steht für unseren 
 demokratischen Prozess, er zeigt, wie stark un-
sere Organisation ist, wie wichtig Vielfalt ist 
und wie wir gemeinsam zu einer grossen Kraft 
werden. Das alles vor Ort zusammen zu erleben, 
darauf freue ich mich sehr.

Dieses Jahr ist es ein Jubiläumskongress. 
Mit welchen Gefühlen blicken Sie auf die 
letzten 20 Unia-Jahre? 
Mit Stolz! Dieses Jubiläum gibt uns die Gele-
genheit, Bilanz über die ersten 20 Jahre der 
Unia zu ziehen: Es ist eine Erfolgsgeschichte. 
Denn wir sind eine soziale Kraft, die den Ar-
beitnehmenden eine Stimme gibt. Und eine 
zentrale Säule im Schweizer Modell der Ar-
beitsmarktregulierung mit Verträgen, Min-
destlöhnen und Lohnschutz. Die Unia handelt 
die Arbeitsbedingungen für über eine Million 
Menschen in der Schweiz aus. Und kann kon-
krete Verbesserungen für die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer durchsetzen. Wir sind 
jedoch weder blind noch naiv: Angesichts der 
rea len Probleme der Menschen können wir uns 
nicht mit dem Erreichten zufriedengeben. Wir 
wissen, dass es Potential für Verbesserungen 
gibt. Wir müssen in allen Branchen Kräftever-
hältnisse erreichen, die es uns ermöglichen, 
mit den Arbeitgebern auf Augenhöhe zu ver-
handeln. 

Was die Mitgliederzahlen anbelangt, fällt 
die Bilanz der letzten vier Jahre weniger 

positiv aus. Was sind die Gründe für die 
Schwierigkeiten bei der Mitgliederwerbung, 
und wie kann eine Trendwende gelingen?
Die Entwicklung der Mitgliederzahlen bleibt 
eine zentrale Herausforderung. Die Unia wächst 
in den Berufen des Dienstleistungssektors, was 
sich auch in einem höheren Frauenanteil wider-
spiegelt. Auch in einigen Regionen ist die Ent-
wicklung der Mitgliederzahlen positiv. Das 
 bestätigt, dass es möglich ist, den Trend umzu-
kehren. Wir müssen aus den positiven Erfah-
rungen lernen und haben deshalb mehr Res-
sourcen in die Regionen verlagert. Aber es gibt 
auch strukturelle Gründe, die die gewerkschaft-
liche Organisation erschweren.

Welche?
Der Rückgang der Arbeitsplätze in Branchen oder 
Berufsfeldern, in denen wir viele Mitglieder hat-
ten wie in einigen Industriezweigen. Aber auch 

die Mobilität der Ar-
beitnehmenden und 
eine zunehmend indi-
vidualistische Gesell-
schaft. Darauf gibt es 
eine Antwort. Und 

zwar die Präsenz in den Betrieben: Das zeigt die 
Erfahrung in den Regionen, in denen die Entwick-
lung positiv ist. 

Das Motto des Kongresses ist: «Gemeinsam 
für soziale Gerechtigkeit». Wie  begegnet 
die Unia der zunehmenden sozialen 
 Ungleichheit in der Schweiz und weltweit? 
Der Vormarsch der Rechten und Rechtsextre-
men in den Vereinigten Staaten und in der Eu-
ropäischen Union, aber auch in der Schweiz ist 
sehr besorgniserregend. Überall, wo sie an der 
Macht sind, erleben wir Angriffe auf Grund-
rechte, Arbeitsrechte, Frauenrechte und Min-
derheitenrechte. Das macht Angst. Aber Angst 
und Resignation sind hier fehl am Platz. Das 
schwierige Umfeld muss uns vielmehr dazu 
 anspornen, unser Engagement für Solidarität, 
Gerechtigkeit und demokratische Teilhabe zu 
verstärken. 

Wie wirkt sich die Ungleichheit 
 konkret aus?
Die Reichen werden immer reicher. Wir sehen 
uns mit einer unverhältnismässigen Konzentra-

tion des Reichtums konfrontiert: Ein Prozent 
der Bevölkerung besitzt fast die Hälfte der Ver-
mögen. Zudem geht die Lohnschere immer wei-
ter auf. Und der Kaufkraftverlust trifft voll die 
unteren und mittleren Schichten.

Der Kongress wird auch die Entwicklung 
für die nächsten 20 Jahre skizzieren. 
 Warum so weit in die Zukunft blicken?
Weil es angesichts der grossen und radikalen 
Veränderungen in der Arbeitswelt wichtig ist, 
die Zukunft aktiv zu gestalten. Wir müssen 
uns fragen, wie wir 2045 leben und arbeiten 
wollen. Deshalb werden wir am Kongress über 
die Zukunft der Arbeit diskutieren, über 
strukturelle Veränderungen in der Wirt-
schaft, die Alterung der Bevölkerung, künst-
liche Intelligenz und Digitalisierung, aber 
auch über Entwicklungen in den Bereichen 
Bildung, Gesundheit, Migration, Gleichstel-
lung oder über die Klimakrise. Mit «Perspek-
tiven 2045» wollen wir uns einen Kompass für 
eine gerechte und solidarische Welt geben, 
um uns nicht spalten zu lassen und die Mitbe-
stimmung zu stärken.

Eine Priorität ist die Stärkung der Lang-
zeitpfl ege. Warum dieser Bereich? Und auf 
welche Weise soll er gestärkt werden? 
Es handelt sich um einen Bereich, in dem zu-
nehmend mehr Beschäftigte arbeiten und der 
im Kontext der alternden Bevölkerung auch 
 sozial immer wichtiger wird. In dieser Branche 
arbeiten Fachkräfte, die Tag für Tag unsere 
 Gesellschaft am Laufen halten, ohne jedoch die 
gebührende Anerkennung in Bezug auf Arbeits-
bedingungen und Löhne zu erhalten. Die Zu-
stände in der Pfl ege veranlassen jeden Monat 
Hunderte von Arbeitnehmenden, den Beruf zu 
wechseln. Deshalb wollen wir mit anderen Ge-
werkschaften und Akteuren der Zivilgesell-
schaft zusammenarbeiten. Ein gemeinsamer 
Ansatz ist von grundlegender Bedeutung. Dies 
gilt übrigens auch für andere Bereiche: Man 
denke nur an die Sonntagsallianz zur Verteidi-
gung des Rechts auf Sonntagsruhe im Detail-
handel. 

Wird der Kaufkraftverlust grosser Teile 
der Bevölkerung von den Arbeitgebern 
ausreichend verstanden? 

Leider gar nicht. Während früher bei Lohnver-
handlungen mit den Arbeitgebern der Teue-
rungsausgleich praktisch unbestritten war und 
über tatsächliche Erhöhungen verhandelt 
wurde, ist heute schon bereits für die Durchset-
zung des Teuerungsausgleichs für alle ein enor-
mer Druck von uns Gewerkschaften nötig. Zen-
tral bleibt unsere Forderung nach generellen 
Lohnerhöhungen, da individuelle Lohnerhö-
hungen nur zu einer Erhöhung der höchsten 
Löhne und zu einer Stagnation der mittleren 
und niedrigen Löhne führen. Das zeigen die Er-
fahrungen der letzten zehn Jahre. 

Und was tut die Politik?
Angesichts des Kaufkraftverlustes bleibt die Po-
litik untätig: Die rechte Mehrheit im Parlament 
unternimmt nichts, um die Erhöhungen der 
Krankenkassenprämien oder der Mieten zu be-
grenzen, die Familien und Arbeitnehmende 
stark belasten.

Der letzte Kongress der Unia hat be-
schlossen, eine Initiative zum besseren 
Kündigungsschutz von Gewerkschaftern 
und Gewerkschafterinnen zu lancieren. 
Wie ist der Stand der Dinge?
Im Rahmen der neuen Vereinbarungen mit der 
Europäischen Union haben sich die Sozialpartner 
auf 14 Ausgleichsmassnahmen in der Schweiz ge-
einigt. Eine davon sieht die Verbesserung des 
Kündigungsschutzes vor für Delegierte von Per-
sonalkommissionen, für Arbeitnehmervertreter 
in Pensionskassen, aber auch für Gewerkschafts-
delegierte in nationalen Branchenvorständen. 
Wir erwarten, dass das Parlament hier vorwärts-
macht und alle Ausgleichsmassnahmen über-
nimmt. Parallel dazu werden wir im Schweize-
rischen Gewerkschaftsbund weiter an einem 
 Initiativtext arbeiten, etwa um den Kündigungs-
schutz umfassender zu verbessern, auch für 
 ältere Arbeitnehmer oder schwangere Frauen.

Und zum Schluss: Wo steht die Unia beim 
nächsten Kongress 2029? 
Wir sind noch stärker in den Betrieben und 
Branchen verankert. Als progressive, soziale 
Kraft haben wir unsere Mobilisierungsfähigkeit 
zur Durchsetzung der Interessen der Arbeitneh-
menden verstärkt und verbessern die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen der Menschen.

«Wir geben
uns einen
Kompass für
die Zukun
 
der Arbeit»

Präsidentin Vania Alleva über 
den Unia-Kongress vom 23. bis 
25. Oktober 2025 in Brig

«Der Kongress
zeigt, wie wir zu
einer grossen
Kra�  werden.»

VANIA ALLEVA: «Das schwierige Umfeld muss uns anspornen, unser Engagement für Solidarität, Gerechtigkeit und demokratische Teilhabe zu verstärken.» FOTO: GAETAN BALLY
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Laura und die 
Angst
In der letzten Woche hatte ich viele 
spannende und persönliche Gespräche 
mit den unterschiedlichsten Menschen. 
Jedes Gespräch hatte auch mit der eige-
nen Angst zu tun. Da war die Kollegin, 
die sich berufl ich weiterentwickeln 

möchte. Sie hat aber Angst, nicht zu ge-
nügen. Sie rackert sich ab, wird aber das 
ewige Gefühl nicht los, trotz allen Be-
mühungen auf der Stelle zu treten. Eine 
weitere Kollegin hat Angst, in 
 Altersarmut zu landen. Obwohl sie im-
mer gearbeitet hat, schwere Schicksals-
schläge ertragen musste, ihre Kinder er-
zogen und immer «funktioniert» hat. 
Sie hat Angst, dass ihre bisherige Ar-

beit  für ihre 
Zukunft nicht 
genügen 
wird. Eine an-
dere Kollegin 
befürchtet, 
die Rechnun-
gen nicht 
mehr bezah-
len zu kön-

nen, und überlegt sich, eine weitere 
 Anstellung anzunehmen, neben ihrem 
Hundert-Prozent-Job im Verkauf. Noch 
eine Kollegin hat Mobbing auf der Ar-
beit ertragen müssen und musste ihre 
Angst überwinden, um dagegen ange-
hen zu können. Noch immer ist sie un-
sicher, ob ihr das nicht auch woanders 
passieren könnte. 

MEIN REZEPT. Eine weitere Kollegin 
musste in eine teurere Wohnung zie-
hen. Finanziell wird es sehr eng. «Es 
darf nichts dazwischenkommen», sagt 
sie. Kein Zahnweh, keine Krankheit. 
Nichts. Eine Kollegin hat Angst, dass 
Ausländerfeindlichkeit zur Tagesord-
nung wird. Wütend fragt sie: «Ich habe 
mir meine Nationalität nicht ausge-
sucht. Und was bitte ist falsch daran?» 

Auch ich erzähle meinen Kollegin-
nen: Ich habe Angst, dass wir auf Zei-
ten zusteuern, in denen ich nicht mehr 
über mich bestimmen darf. Meine Be-
wegungs- und Entscheidungsfreiheit 
eingeschränkt wird. An zahlreichen 
 Orten auf dieser Welt ist das für viele 
Menschen Realität. 

Jede einzelne Angst ist überwälti-
gend. Die Politik hier bei uns und welt-
weit geht auf eine Richtung zu, die 
brandgefährlich und angsteinfl össend 
ist. Diese Ängste lähmen uns. Aber sie 
sorgen auch dafür, dass wir uns organi-
sieren und dagegensteuern. Darüber zu 
sprechen gibt enormen Zusammenhalt 
und Kraft. Zuhören, reden und reden 
lassen. Genau das ist mein Rezept, um 
viel Kraft zu tanken. Denn so weiss ich: 
Wir sind viele! 
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Laura mal laut
Laura Gonzalez Martinez ist Verkäuferin 
in Zürich und Gewerkschafterin.

Ängste lähmen
uns. Aber sie
sorgen dafür,
dass wir uns
organisieren und 
dagegensteuern.

JONAS KOMPOSCH

Jahrelang lebten rund 7000 ukrainische Staats-
angehörige in der Schweiz. 10 Prozent von ihnen 
– und damit die grösste Gruppe – war laut Bun-
desstatistik im Grosshandel tätig. Eine direkte 
Folge des ukrainischen Rohstoffreichtums und 
der Schweizer Führungsrolle im globalen Öl-, 
Kohle-, Mineralien- und Getreidehandel. Dann 
kam der 24. Februar 2022. Die russische Armee 
überzog das einstige «Brudervolk» mit einem 
mörderischen Grossangriff. Die grösste Flucht-
bewegung in Europa seit dem Zweiten 
Weltkrieg brach los. In der Schweiz 
suchten seither 100 000 Menschen 

Zufl ucht – mehr-
heitlich Frauen 
und Kinder. 
 Aktuell leben 
67 000 ukraini-
sche Flücht-
linge hier. Knapp 
30  Prozent, rund 
12 000, sind erwerbs-
tätig – Tendenz kontinuier-
lich steigend –, aber freilich 
nicht auf den gut dotierten Posten 
der Rohstoffhandelsplätze Genf oder 
Zug. Sondern hauptsächlich im Niedrig-
lohnsektor. Im Kanton Bern etwa sind 
die meisten Ukraine-Flüchtlinge in der 
Hotellerie und Gastronomie tätig. Schweiz-
weit beträgt ihr Durchschnittslohn brutto 
4600 Franken für ein Vollzeitpensum.

Von einem solchen Lohn konnte Anas-
tasiia Ptashka (23) lange nur träumen. 
Frisch in der Schweiz, habe sie sich sogar 
«wie eine Sklavin» gefühlt.

«KONNTE NUR NOCH KRIECHEN»
Ptashka ist gelernte Coiffeuse und stammt 
aus der Stadt Sumy. 40 Kilometer weiter 
östlich verläuft die Front. Bei Kriegsbeginn 
wurde Sumy umzingelt. Doch Ptashka war 
da bereits weg. Kurz vor der Invasion war 
sie nach Polen gereist, da sie dort Arbeit 
in einer Fabrik gefunden hatte. Im April 
2022 folgte sie ihrem Freund in die 
Schweiz. Er hatte im Kanton Schaffhau-
sen schon vor dem Krieg ein Agrarprak-
tikum begonnen. Der Landwirt, ein gut 
vernetzter Bauernfunktionär und SVP-
Politiker, bot auch Ptashka Arbeit an. Sie sagt: 
«Seit dem ersten Tag in der Schweiz arbeite ich – 
und zwar hart!» Sie habe alles gemacht, was man 
ihr zugewiesen habe. «Manchmal war ich so er-
schöpft, dass ich nur noch kriechen konnte.» Re-
gelmässig habe sie auch derart schwere Lasten 
schleppen müssen, dass ihr  Rücken schmerzte. 
Und beim Klauenschneiden habe ihr eine Kuh 
fast den Schädel gebrochen. Gemurrt habe sie 
trotzdem nie. Dann aber blieb ihr Lohn aus – 
zwei Monate lang.

Der Bauer begründete dies gegenüber dem 
Onlinemagazin «Republik» mit dem Status S 
(siehe Box). Diesen habe Ptashka erst ab Juni 
2022 erlangt – und also vorher gar nicht arbei-
ten dürfen. Ihre vorherige Mitarbeit habe der 
Bauer als «ein bisschen mitgeholfen» umschrie-
ben. Alle übrigen Vorwürfe seien falsch. Ptashka 
aber schwört: «Ich habe von Anfang an voll ge-
arbeitet!» Und selbst derjenige Lohn, den sie er-
hielt, war tief. Tiefer noch als die 3385 Fran-
ken,  die der kantonale Normalarbeitsvertrag 
der Landwirtschaft empfi ehlt. Dies notabene bei 
 einer 55-Stunden-Woche und nur eineinhalb 
freien Tagen. Zudem verrechnete ihr der Bauer 
monatlich 990 Franken für Kost und Logis, wo-
bei ihr Zimmer nicht beheizt gewesen sei.

FAST OBDACHLOS IM WINTER
«Die Enttäuschung warf mich völlig aus der 
Bahn», sagt Ptashka. Dennoch habe sie weiterge-

macht, in der Hoffnung auf Besserung. Als nach 
anderthalb Jahren ihr Arbeitsvertrag auslief, 
 erhielt sie am 28. November 2023 einen Brief. Sie 
glaubte, es sei der neue Vertrag. Stattdessen stand 
da: «Deine Anstellung endet auf deinen Wunsch 
am 30. 11. 23. (…) Ab 1. 12. 23 verfügen wir ein 
Hausverbot.» Mit dem Rausschmiss sei ihr Leben 

ins Chaos ge-
stürzt, zumal der 
Bauer ihr noch 
Lohnabzüge ge-
macht habe. «Es 
war Winter, und 
ich hatte weder 

Geld noch Bleibe, ich war verzweifelt und wollte 
schon in die Ukraine zurück.» Doch dank dem 
letzten Geld ihrer Mutter sei ihr das Kunststück 
gelungen, innert zwei Tagen ein neues Mietzim-
mer zu fi nden. Aber schon meldete sich die Ar-
beitslosenkasse: Da sie selbst gekündigt habe, 
müsse sie 31 Einstelltage hinnehmen, also einen 
Monat ohne Entschädigung ausharren. Zum 
Glück hatte Ptashka von der Unia gehört.

UNIA-ANWALT INTERVENIERT
Im Sekretariat in Zürich stiess sie auf Anwalt Va-
dim Drozdov – und der handelte sofort. Drozdov 
brachte den Bauer bald dazu, einen Teil der Lohn-
abzüge zurückzuzahlen. Und Mitte Januar gelang 
der Durchbruch vor Obergericht: Die Arbeitslo-
senkasse musste die Einstelltage zurücknehmen 

und Ptashka ausbezahlen. «Ich bin froh, dass die 
Wahrheit ans Licht gekommen ist», sagt sie. Groll 
gegen die Behörden oder gar die Schweiz hege sie 
nicht. Im Gegenteil gefalle es ihr hier sehr: «Die 
Menschen lächeln immer und unterhalten sich 
sogar, wenn sie sich nicht kennen.» Und dann die 
Landschaften: «einfach atemberaubend». Auch 
berufl ich läuft es endlich: Unia-Mitglied Ptashka 
arbeitet jetzt als Landschaftsgärtnerin – in dersel-
ben Gartenbaubude wie ihr Freund.

Und die Heimat? Die vermisse sie extrem. 
Eine baldige Rückkehr sei aber nicht realistisch, 
zumal sie die neusten Verhandlungen zwischen 
Trump und Putin kritisch sehe: «Einerseits er-
scheint jede Diplomatie, die den Krieg beenden 
könnte, verlockend.» Doch wenn es nur darum 
gehe, Gebiete abzutreten, handle es sich nicht 
um Frieden, sondern um Kapitulation.

SVP-Bauer zockt Ukraine-Flüchtlinge ab 

Schamlos ausgenutzt

Laura und die 
Angst
In der letzten Woche hatte ich viele 
spannende und persönliche Gespräche 
mit den unterschiedlichsten Menschen. 
Jedes Gespräch hatte auch mit der eige-
nen Angst zu tun. Da war die Kollegin, 
die sich berufl ich weiterentwickeln 

möchte. Sie hat aber Angst, nicht zu ge-
nügen. Sie rackert sich ab, wird aber das 
ewige Gefühl nicht los, trotz allen Be-
mühungen auf der Stelle zu treten. Eine 
weitere Kollegin hat Angst, in 
 Altersarmut zu landen. Obwohl sie im-
mer gearbeitet hat, schwere Schicksals-
schläge ertragen musste, ihre Kinder er-
zogen und immer «funktioniert» hat. 
Sie hat Angst, dass ihre bisherige Ar-

nen, und überlegt sich, eine weitere 
 Anstellung anzunehmen, neben ihrem 
Hundert-Prozent-Job im Verkauf. Noch 
eine Kollegin hat Mobbing auf der Ar-
beit ertragen müssen und musste ihre 
Angst überwinden, um dagegen ange-
hen zu können. Noch immer ist sie un-
sicher, ob ihr das nicht auch woanders 
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Laura Gonzalez Martinez ist Verkäuferin 
in Zürich und Gewerkschafterin.

Ängste lähmenÄngste lähmen
uns. Aber sie
sorgen dafür,sorgen dafür,
dass wir uns
organisieren und organisieren und 
dagegensteuern.dagegensteuern.

JONAS KOMPOSCH

Jahrelang lebten rund 7000 ukrainische Staats-
angehörige in der Schweiz. 10 Prozent von ihnen 
– und damit die grösste Gruppe – war laut Bun-
desstatistik im Grosshandel tätig. Eine direkte 
Folge des ukrainischen Rohstoffreichtums und 
der Schweizer Führungsrolle im globalen Öl-, 
Kohle-, Mineralien- und Getreidehandel. Dann 
kam der 24. Februar 2022. Die russische Armee 
überzog das einstige «Brudervolk» mit einem 
mörderischen Grossangriff. Die grösste Flucht-
bewegung in Europa seit dem Zweiten 
Weltkrieg brach los. In der Schweiz 
suchten seither 100 000 Menschen 

Zufl ucht – mehr-
heitlich Frauen 
und Kinder. 
 Aktuell leben 
67 000 ukraini-
sche Flücht-
linge hier. Knapp 
30  Prozent, rund 
12 000, sind erwerbs-
tätig – Tendenz kontinuier-
lich steigend –, aber freilich 
nicht auf den gut dotierten Posten 
der Rohstoffhandelsplätze Genf oder 
Zug. Sondern hauptsächlich im Niedrig-
lohnsektor. Im Kanton Bern etwa sind 
die meisten Ukraine-Flüchtlinge in der 
Hotellerie und Gastronomie tätig. Schweiz-
weit beträgt ihr Durchschnittslohn brutto 
4600 Franken für ein Vollzeitpensum.

Von einem solchen Lohn konnte Anas-
tasiia Ptashka (23) lange nur träumen. 
Frisch in der Schweiz, habe sie sich sogar 
«wie eine Sklavin» gefühlt.

«KONNTE NUR NOCH KRIECHEN»
Ptashka ist gelernte Coiffeuse und stammt 
aus der Stadt Sumy. 40 Kilometer weiter 
östlich verläuft die Front. Bei Kriegsbeginn 
wurde Sumy umzingelt. Doch Ptashka war 
da bereits weg. Kurz vor der Invasion war 
sie nach Polen gereist, da sie dort Arbeit 
in einer Fabrik gefunden hatte. Im April 
2022 folgte sie ihrem Freund in die 
Schweiz. Er hatte im Kanton Schaffhau-
sen schon vor dem Krieg ein Agrarprak-
tikum begonnen. Der Landwirt, ein gut 

Schamlos ausgenutzt

Status S: Parlament will 
 einschränken statt ausweiten
Im Dezember 2024 beschloss die rechte Parla-
mentsmehrheit, den Schutzstatus S einzuschrän-
ken. Er soll nur noch für jene Ukrainerinnen und 
Ukrainer gelten, die aus besetzten oder umkämpften 
Gebieten stammen. Der Status S ist seit März 2022 
in Kraft und befreit Ukraine-Flüchtlinge – bisher 
exklusiv – von einem langwierigen Verwaltungsver-
fahren und garantiert  Arbeitsfreiheit. (jok)

KAUM IN DER 
SCHWEIZ, SCHON 
AM CHRAMPFEN: 
Anastasiia Ptashka 
und ihr Freund 
Oleksandr hatten 
mit ihrem ersten 
Arbeitgeber kein 
Glück. 
FOTO: MAURICE HAAS

«Die Menschen in
der Schweiz lächeln
immer.»
 ANASTASIIA PTASHKA

«Seit dem ersten
Tag in der Schweiz
arbeite ich.»
 ANASTASIIA PTASHKA

Drei Jahre nach dem  russischen Überfall auf die Ukraine 
haben in der Schweiz rund 12 000 Kriegsfl üchtlinge 
Arbeit gefunden. Einige werden ausgebeutet – wie ein 
Fall aus Scha� hausen zeigt.
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Aufruhr im Pharmaprofi t-Paradies: Schweizer Bevölkerung soll für US-Zollwahnsinn bluten

So sichern die Basler Multis ihre Milliarden
In den USA konnten  Schweizer 
Pharmakonzerne in den  letzten 
Jahren Milliardengewinne 
 einstreichen. Doch jetzt ist 
das Geschä� smodell mit der 
Schweiz als Pharmadreh-
scheibe wegen Trump in Gefahr. 
IWAN SCHAUWECKER

US-Präsident Trump (79) verlangt von Schweizer 
Pharmakonzernen bis Ende September eine Zusage 
zur Senkung der Preise für rezeptpfl ichtige Medika-
mente in den USA. Diese Preise sind in den USA bis-
her kaum staatlich reguliert und im Schnitt drei Mal 
teurer als in Europa. Trump fordert mit dem «Most-
Favored-Nation Drug Pricing» eine Anpassung der 
Medikamentenpreise nach unten. Damit gerät die 
weltweit grösste Profi tmaschine der Pharmakon-
zerne unter Druck. 2024 exportierten Novartis, 
 Roche & Co. Medikamente im Wert von mehr als 
31 Milliarden Franken aus der Schweiz in die USA. 
Das entspricht fast der Hälfte aller Schweizer Ex-
porte in die USA.

PHARMA-KRISENGIPFEL
Trotz diesen Rekordexporten blieb die Schweizer 
Pharmaindustrie bisher vom 39-Prozent-Zollsatz 
verschont. Doch die Drohung eines 250-Prozent-
Strafzolls und einer staatlich angeordneten Preissen-
kung in den USA bleibt akut. Gesundheitsministerin 
Baume-Schneider (61) und Wirtschaftsminister Guy 

Parmelin (65) organisieren deshalb gemeinsam mit 
den Pharmakonzernen einen Krisengipfel in Bern. 
Interpharma, die Lobbyorganisation der Schweizer 
Pharmaindustrie, fordert «umfangreiche Reformen» 
und droht mit der Nichteinführung neuer Medika-
mente. Die tieferen Preise im US-Markt wollen die 
Pharmakonzerne durch eine Erhöhung der Preise in 
Europa und der Schweiz kompensieren und die Zu-
lassung von neuen Medikamenten vereinfachen. Die 
Folgen: noch höhere Medikamentenpreise und noch 
höhere Krankenkassenprämien.

40 PROZENT GEWINNMARGE ALS ZIEL
Druck kommt auch von Novartis-Boss Vasant Nara-
simhan, der bis 2027 eine Betriebsgewinnmarge von 
40 Prozent vorgibt und damit weiterhin Rekorddivi-
denden und Millionenboni fi nanzieren will (work 
berichtete: rebrand.ly/gewinnrausch-novartis).

Für die Schweiz brachte diese Strategie in den 
letzten Jahren einen Abbau von 1400 Stellen. Jeder 
zehnte Angestellte von Novartis musste gehen. 
Gleichzeitig hat der Konzern die Zentrale in Haider-

abad in Indien 
gestärkt, wo in-
zwischen über 
8000 Personen 
für Novartis ar-
beiten und das 

Marketing für das US-Geschäft übernehmen. Auch 
die Produktionsstandorte in Slowenien sind massiv 
gewachsen. Die Pharmaimporte aus Slowenien in 
die Schweiz explodierten in den letzten fünf Jahren 
von 700 Millionen auf 17 Milliarden Franken im Jahr 
2024 (siehe Grafi k und Text unten).

PHARMAHUB SCHWEIZ UND SLOWENIEN
Goran Trujic (54) arbeitet als Mechaniker im Unter-
halt der Produktionsanlagen von Novartis in 
Stein AG und ist Präsident der Personalkommission 
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) Rheintalwerke. Er sagt: 
«Die Auslagerung nach Slowenien hat schon vor 
vielen Jahren begonnen, aber hier in Stein arbeiten 
immer noch mehr als 1200 Personen und über 200 
in Schweizerhalle, wo Novartis Wirkstoffe her-
stellt.» Der grösste Teil des Pharmahandels zwi-
schen der Schweiz und Slowenien fi ndet fi rmen-
intern bei Novartis und beim Generikahersteller 
Sandoz statt. Welche Produkte bei Novartis zwi-
schen der Schweiz und Slowenien verschoben wer-
den, will der Pharmakonzern auf Anfrage von work 
nicht kommentieren. Der Pharmahandel führt 
dazu, dass Slowenien nach den USA und Deutsch-
land inzwischen der drittwichtigste Handelspart-
ner der Schweiz ist. 

Mechaniker Trujic sagt: «Ich mache mir grosse 
Sorgen, wenn die Produktion in der Schweiz durch 
weitere Zölle oder ein fehlendes Rahmenabkommen 
mit der EU benachteiligt wird.» Mitarbeitende in der 
Produktion in Slowenien verdienen jährlich etwa 
50 000 Euro. In der Schweiz liegen die Löhne deut-
lich höher. Aber dafür die Konzerngewinnsteuern 
deutlich tiefer. Vor einer Verschiebung der Produk-
tion in die USA hat Trujic trotz den angekündigten 
Milliardeninvestitionen durch Novartis und Roche 
weniger Angst. «Viele Leute unterschätzen die Kom-
plexität einer solchen Fabrik. Bis eine ganz neue 
Pharmafabrik in den USA in Betrieb gehen kann, 
werden viele Jahre vergehen.» 

DIE ZAHLEN GEHEN STEIL NACH OBEN: Immer mehr Pharmaprodukte werden aus der Schweiz in die Welt 
exportiert. FOTO: DREAMSTIME / GRAFIK: WORK
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Pharmaexporte aus der Schweiz

QUELLE: SCHWEIZER ZOLLSTATISTIK

MILLIARDENHANDEL: Die meisten Pharmaprodukte importiert die Schweiz aus Slowenien, 
und der grösste Abnehmer der Schweiz sind die USA. GRAFIK: WORK
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QUELLE: SCHWEIZER ZOLLSTATISTIK

Widerstand in der Pharmastadt

Basel und 
Pharma für alle
Die Pharmakonzerne in Basel erhalten vom 
Kanton neu Hunderte Millionen Franken 
für Forschung und Entwicklung aus Steuer-
geldern. Doch aus gewerkscha� lichen und 
progressiven Kreisen gibt es Widerstand 
und politische Initiativen, die eine ö� entliche 
Versorgung mit Arzneimitteln fordern. 
IWAN SCHAUWECKER

Viele Jahre war der Novartis-Campus ein abgeschlos-
sener Stadtteil hinter Mauern, exklusiv für die Mitar-
beitenden des Basler Pharmakonzerns. Doch heute ist 
das Areal am Rheinufer öffentlich zugänglich, es gibt 
Cafés und mit dem Novartis-Pavillon sogar ein fi r-
meneigenes Museum über Medikamente und Krank-
heiten. Sozialarbeiter Oliver Bolliger (54) ist im 
 Vorstand des Vereins «Pharma für alle», VPOD-Ge-
werkschafter und Grossrat der linken Partei Basta. Er 
sagt: «Die Pharma ist eng mit Basel verbunden, gehört 
sozusagen zur DNA von Basel. Novartis und Roche in-
vestieren viel Geld in Öffentlichkeitsarbeit und Spon-
soring, so dass für die Bevölkerung auch diese Abhän-
gigkeit sichtbar wird.» 

DIE KRITIK NACH DEM CHEMIEUNFALL
Denn vieles hat sich bei den Pharmariesen in Basel in 
den letzten Jahrzehnten verändert. Fusionen, Stel-
lenabbau, Globalisierung; weg von der Produktion, 
hin zu Forschung. Doch die Pharmaindustrie bleibt 
wichtigste Arbeitgeberin und Steuerzahlerin der 
Stadt. Bolliger sagt: «Seit dem Grossbrand in Schwei-
zerhalle im Jahr 1986 gibt es hier aber auch immer 

wieder Kritik an der 
chemischen Industrie 
und der Pharma. Heute 
geht es vor allem um 
die absurd hohen Ma-
nagerlöhne, Pharmapa-
tente und die enormen 

Konzernprofi te.» Das zeigte sich auch beim Referen-
dum zum neuen Standortförderungsgesetz. Ein 
Bündnis aus progressiven Parteien, Gewerkschaften 
und der Klimabewegung wollte eine Rückverteilung 
der Steuergelder an die Pharmafi rmen verhindern. 
Doch die Stimmberechtigten haben das Standortför-
derungsgesetz mit der Unterstützung der Basler SP 
im Mai dieses Jahres angenommen. 

«INNOVATIVE» MEDIKAMENTE
Bei der Abstimmung ging es um die Verwendung der 
Mehreinnahmen durch die OECD-Mindeststeuer und 
jährliche Zahlungen von 150 bis 500 Millionen Fran-
ken zugunsten von Basler Pharmakonzernen und 
Start-ups. 80 Prozent der Mittel sind für den Förder-
bereich «Innovation» vorgesehen, 20 Prozent für 
 «Gesellschaft und Umwelt». Ein Grossteil dieser Steu-

ergelder wird an die zwei grossen Basler Pharmakon-
zerne Novartis und Roche zurückfl iessen und ihr 
 Geschäftsmodell mit «innovativen» und auch sehr 
teuren Medikamenten weiter antreiben. In der Stadt-
verwaltung mussten in den letzten Wochen neun 
neue Stellen geschaffen werden. Sie kümmern sich 
jetzt um die Bearbeitung der Firmengesuche für die 
Fördergelder. 

SAMMELN FÜR «PHARMA FÜR ALLE»
Bolliger setzt sich nach dem gescheiterten Referen-
dum weiterhin für eine andere Verwendung der 
Pharma-Steuergelder ein. Mit der Initiative «Pharma 
für alle» soll die öffentliche Versorgung gestärkt 
 werden. Die Initiative verlangt, dass 2,5 Prozent der 
baselstädtischen Steuererträge zur gemeinwohlorien-
tierten Versorgung der Bevölkerungen mit Medika-
menten im In- und Ausland verwendet werden. Das 
wären jährlich etwa 70 Millionen Franken. Im No-
vember soll die Initiative eingereicht werden. Bolliger 
ist überzeugt: «Die Initiative wird eine Diskussion 
anstossen, im Sinne des Service public und auch über 
die Frage, welche Pharmaindustrie sich hier entwi-
ckeln kann und wie wir die Versorgungssicherheit 
mit lebenswichtigen Medikamenten sicherstellen 
können.»

SP FORDERT PUBLIC-PHARMA-STRATEGIE
Eine andere Pharmaindustrie fordert auch die SP. Im 
letzten November verabschiedete sie an ihrem Partei-
tag in Chur ein Positionspapier mit der Forderung 
nach einer Public-Pharma-Strategie. SP-Co-Präsiden-
tin Mattea Meyer (37) sagt zu work: «Pharmakonzerne 
sind in einem Bereich tätig, wo wir verletzlich sind, 
weil es um unsere Gesundheit geht. Und das nutzen 
sie aus. Sie können mit horrenden Preisen unanstän-
dig hohe Gewinne auf Kosten von uns allen machen.» 

VERSTAATLICHUNG VON SANDOZ
Im Positionspapier fordert die SP einen verbesserten 
Zugang zu bezahlbaren Medikamenten, Kostentrans-
parenz bei der Entwicklung von Medikamenten und 
eine Forschung, die sich am gesellschaftlichen Nut-
zen und nicht am Profi t orientiert. Lebenswichtige 
Medikamente sollen auch im globalen Süden verfüg-
bar und bezahlbar sein. Meyer sagt: «Die Pharmakon-
zerne entscheiden, welche Medikamente produziert 
und zu welchem Preis sie verkauft werden. Diese Er-
pressbarkeit und die Preisexplosion müssen ein Ende 
haben.» Zu diesem Zweck fordert die SP auch die Ver-
staatlichung von Sandoz, dem börsenkotierten Gene-
rikaproduzenten, der bis vor kurzem noch Teil von 
Novartis war. Sandoz betreibt in Österreich die letzte 
Produktionsanlage von Penicillin in Europa und ist 
einer der weltweit wichtigsten Produzenten von Ge-
nerika und Antibiotika.

TEIL DER STADT: Novartis und Roche investieren viel Geld in die Öffentlichkeitsarbeit in Basel, dazu gehört der für alle 
zugängliche Novartis-Pavillon. FOTO: PD NOVARTIS

Slowenische Pharmafi rma Lek: Von Novartis für 1,2 Milliarden geschluckt

Vom sozialistischen Vorzeigebetrieb zum Goldesel 
der Schweizer Pharma
Im Jahr 2002 übernahm  Novartis 
die slowenische Pharmafi rma 
Lek. Heute liefern die  Fabriken 
aus Slowenien den Sto�  für 
 Milliardenprofi te. 
IWAN SCHAUWECKER

Matija Drmota (40) arbeitet als Rechts-
berater für den slowenischen Gewerk-
schaftsbund ZSSS. Er sagt: «Die Phar-
maindustrie ist äusserst wichtig für 
 Slowenien, denn sie beschäftigt direkt 
etwa 12 000 Personen, ist international 
erfolgreich und zahlt auch vergleichs-

weise gute Löhne.» 
Der Mindestlohn in 
Slowenien liegt bei 
1277 Euro pro Mo-
nat. In den Fabriken 
der Pharmafi rma 
Lek sind sie deutlich 

höher. Für die Lek-Mitarbeitenden gilt 
ein Firmen-GAV mit einer unterneh-
mensnahen Gewerkschaft, die nicht 
dem ZSSS angehört. Der GAV deckt fast 
99 Prozent der 3800 Mitarbeitenden ab. 

Von ihnen arbeiten mehr als die Hälfte 
in der Produktion. 

SOZIALISMUS UND PRIVATISIERUNG
Gegründet wurde Lek, was auf deutsch 
«Medikament» heisst, im Jahr 1946. Die 
Firma war eines der wichtigsten Unter-
nehmen der sozialistischen Republik und 
produzierte hauptsächlich Medikamente 
und Kosmetika für die Bevölkerung in 
 Jugoslawien. Auf dem Papier gehörte die 
Firma den Mitarbeitenden. Doch in der 
Realität sah es anders aus. Nach Slowe-
niens Unabhängigkeit wurde Lek 1992 als 
erste jugoslawische Staatsfi rma privati-
siert und wurden die Aktien des Unter-
nehmens an der Börse von Ljubljana 
 gehandelt. Ab 1993 regelte ein neues Mit-
bestimmungsgesetz die betriebliche Betei-
ligung der Mitarbeitenden. Doch fi nanzi-
ell gingen die meisten von ihnen leer aus. 

MIT GENERIKA AUF DEN WELTMARKT
In den 1990er Jahren expandierte Lek in 
Osteuropa und wurde zu einem wichtigen 
Exporteur von Generika und Antibiotika 

in die USA. Dieser Erfolg weckte auch das 
Interesse des Basler Pharmariesen Novar-
tis. Im Jahr 2002 zahlte Novartis 1,2 Mil-
liarden Franken und schluckte Lek. Den 
Namen durfte das slowenische Unterneh-
men trotz der Übernahme behalten. Nov-
artis investierte seither mehr als drei Mil-
liarden Franken in Slowenien und wurde 
damit zum grössten ausländischen Inves-
tor im Land mit 2,1 Millionen Einwohnern 
und Einwohnerinnen. Novartis eröffnete 
eine neue Abfüllanlage für Fläschchen, 
eine Fabrik zur Herstellung von Tabletten 
und Kapseln, Labors zur Entwicklung von 
biologischen Medikamenten und eine 
neue Verpackungsanlage in Lendava. 

Seit 2023 gehört dieser Standort 
zum Basler Generikahersteller Sandoz, 
der vor zwei Jahren von Novartis abge-
spalten wurde. In Lendava wird jetzt eine 
neue Fabrik für Biosimiliars, Nachahmer-
produkte von biologischen Medika-
menten, gebaut. Sandoz investiert 
400 Millionen Euro, und der sloweni-
sche Staat beteiligt sich ebenfalls mit 
52 Millionen Euro. 

Der Novartis-Boss
will weiterhin Millionen-
boni fi nanzieren.

Q
U

EL
LE

: 
S

C
H

W
EI

ZE
R

 Z
O

LL
S

TA
TI

S
TI

K

Deutschland
10%

China
6%

Frankreich
3%

Italien
3%

Japan
3%
Österreich
3%

Slowenien
7%

Spanien
2%

USA
32%

GB
2%

Rest
29%

Wohin gehen die Pharmaexporte der Schweiz?

Exporte total 97 Milliarden Franken
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Woher kommen die Pharmaimporte 
in die Schweiz?

Importe total 60 Milliarden Franken

Novartis ist
der grösste
ausländische
Investor.

«Die Pharma
gehört zur DNA
von Basel.»
OLIVER BOLLIGER, GEWERKSCHAFTER

Riesig: Schweizer  Chemie- 
und Steuer paradies
Die Chemie- und Pharmaindustrie beschäftigt in der 
Schweiz etwa 75 000 Personen. Neben Novartis, 
 Roche, Lonza, Syngenta und Sandoz haben zahl-
reiche internationale Grosskonzerne ihren Hauptsitz 
aufgrund von Steuervorteilen in die Schweiz verlegt, 
 zuletzt das amerikanisch-chinesische Pharmaunter-
nehmen Be One Medicines von den Cayman Islands 
nach Basel. 

ERNEUERT. Neben den Grosskonzernen gibt es etwa 
1000 kleinere Unternehmen, die vor allem in der 
 Forschung und Vermarktung tätig sind. Für die Pro-
duktionsbetriebe der Basler Chemie- und Pharma-
unternehmen gilt der letztmals im Jahr 2012 erneu-
erte GAV (work berichtete: rebrand.ly/chemie-gav).
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Aufruhr im Pharmaprofi t-Paradies: Schweizer Bevölkerung soll für US-Zollwahnsinn bluten

So sichern die Basler Multis ihre Milliarden
In den USA konnten  Schweizer 
Pharmakonzerne in den  letzten 
Jahren Milliardengewinne 
 einstreichen. Doch jetzt ist 
das Geschä� smodell mit der 
Schweiz als Pharmadreh-
scheibe wegen Trump in Gefahr. 
IWAN SCHAUWECKER

US-Präsident Trump (79) verlangt von Schweizer 
Pharmakonzernen bis Ende September eine Zusage 
zur Senkung der Preise für rezeptpfl ichtige Medika-
mente in den USA. Diese Preise sind in den USA bis-
her kaum staatlich reguliert und im Schnitt drei Mal 
teurer als in Europa. Trump fordert mit dem «Most-
Favored-Nation Drug Pricing» eine Anpassung der 
Medikamentenpreise nach unten. Damit gerät die 
weltweit grösste Profi tmaschine der Pharmakon-
zerne unter Druck. 2024 exportierten Novartis, 
 Roche & Co. Medikamente im Wert von mehr als 
31 Milliarden Franken aus der Schweiz in die USA. 
Das entspricht fast der Hälfte aller Schweizer Ex-
porte in die USA.

PHARMA-KRISENGIPFEL
Trotz diesen Rekordexporten blieb die Schweizer 
Pharmaindustrie bisher vom 39-Prozent-Zollsatz 
verschont. Doch die Drohung eines 250-Prozent-
Strafzolls und einer staatlich angeordneten Preissen-
kung in den USA bleibt akut. Gesundheitsministerin 
Baume-Schneider (61) und Wirtschaftsminister Guy 

Parmelin (65) organisieren deshalb gemeinsam mit 
den Pharmakonzernen einen Krisengipfel in Bern. 
Interpharma, die Lobbyorganisation der Schweizer 
Pharmaindustrie, fordert «umfangreiche Reformen» 
und droht mit der Nichteinführung neuer Medika-
mente. Die tieferen Preise im US-Markt wollen die 
Pharmakonzerne durch eine Erhöhung der Preise in 
Europa und der Schweiz kompensieren und die Zu-
lassung von neuen Medikamenten vereinfachen. Die 
Folgen: noch höhere Medikamentenpreise und noch 
höhere Krankenkassenprämien.

40 PROZENT GEWINNMARGE ALS ZIEL
Druck kommt auch von Novartis-Boss Vasant Nara-
simhan, der bis 2027 eine Betriebsgewinnmarge von 
40 Prozent vorgibt und damit weiterhin Rekorddivi-
denden und Millionenboni fi nanzieren will (work 
berichtete: rebrand.ly/gewinnrausch-novartis).

Für die Schweiz brachte diese Strategie in den 
letzten Jahren einen Abbau von 1400 Stellen. Jeder 
zehnte Angestellte von Novartis musste gehen. 
Gleichzeitig hat der Konzern die Zentrale in Haider-

abad in Indien 
gestärkt, wo in-
zwischen über 
8000 Personen 
für Novartis ar-
beiten und das 

Marketing für das US-Geschäft übernehmen. Auch 
die Produktionsstandorte in Slowenien sind massiv 
gewachsen. Die Pharmaimporte aus Slowenien in 
die Schweiz explodierten in den letzten fünf Jahren 
von 700 Millionen auf 17 Milliarden Franken im Jahr 
2024 (siehe Grafi k und Text unten).

PHARMAHUB SCHWEIZ UND SLOWENIEN
Goran Trujic (54) arbeitet als Mechaniker im Unter-
halt der Produktionsanlagen von Novartis in 
Stein AG und ist Präsident der Personalkommission 
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) Rheintalwerke. Er sagt: 
«Die Auslagerung nach Slowenien hat schon vor 
vielen Jahren begonnen, aber hier in Stein arbeiten 
immer noch mehr als 1200 Personen und über 200 
in Schweizerhalle, wo Novartis Wirkstoffe her-
stellt.» Der grösste Teil des Pharmahandels zwi-
schen der Schweiz und Slowenien fi ndet fi rmen-
intern bei Novartis und beim Generikahersteller 
Sandoz statt. Welche Produkte bei Novartis zwi-
schen der Schweiz und Slowenien verschoben wer-
den, will der Pharmakonzern auf Anfrage von work 
nicht kommentieren. Der Pharmahandel führt 
dazu, dass Slowenien nach den USA und Deutsch-
land inzwischen der drittwichtigste Handelspart-
ner der Schweiz ist. 

Mechaniker Trujic sagt: «Ich mache mir grosse 
Sorgen, wenn die Produktion in der Schweiz durch 
weitere Zölle oder ein fehlendes Rahmenabkommen 
mit der EU benachteiligt wird.» Mitarbeitende in der 
Produktion in Slowenien verdienen jährlich etwa 
50 000 Euro. In der Schweiz liegen die Löhne deut-
lich höher. Aber dafür die Konzerngewinnsteuern 
deutlich tiefer. Vor einer Verschiebung der Produk-
tion in die USA hat Trujic trotz den angekündigten 
Milliardeninvestitionen durch Novartis und Roche 
weniger Angst. «Viele Leute unterschätzen die Kom-
plexität einer solchen Fabrik. Bis eine ganz neue 
Pharmafabrik in den USA in Betrieb gehen kann, 
werden viele Jahre vergehen.» 

DIE ZAHLEN GEHEN STEIL NACH OBEN: Immer mehr Pharmaprodukte werden aus der Schweiz in die Welt 
exportiert. FOTO: DREAMSTIME / GRAFIK: WORK
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QUELLE: SCHWEIZER ZOLLSTATISTIK

MILLIARDENHANDEL: Die meisten Pharmaprodukte importiert die Schweiz aus Slowenien, 
und der grösste Abnehmer der Schweiz sind die USA. GRAFIK: WORK
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QUELLE: SCHWEIZER ZOLLSTATISTIK

Widerstand in der Pharmastadt

Basel und 
Pharma für alle
Die Pharmakonzerne in Basel erhalten vom 
Kanton neu Hunderte Millionen Franken 
für Forschung und Entwicklung aus Steuer-
geldern. Doch aus gewerkscha� lichen und 
progressiven Kreisen gibt es Widerstand 
und politische Initiativen, die eine ö� entliche 
Versorgung mit Arzneimitteln fordern. 
IWAN SCHAUWECKER

Viele Jahre war der Novartis-Campus ein abgeschlos-
sener Stadtteil hinter Mauern, exklusiv für die Mitar-
beitenden des Basler Pharmakonzerns. Doch heute ist 
das Areal am Rheinufer öffentlich zugänglich, es gibt 
Cafés und mit dem Novartis-Pavillon sogar ein fi r-
meneigenes Museum über Medikamente und Krank-
heiten. Sozialarbeiter Oliver Bolliger (54) ist im 
 Vorstand des Vereins «Pharma für alle», VPOD-Ge-
werkschafter und Grossrat der linken Partei Basta. Er 
sagt: «Die Pharma ist eng mit Basel verbunden, gehört 
sozusagen zur DNA von Basel. Novartis und Roche in-
vestieren viel Geld in Öffentlichkeitsarbeit und Spon-
soring, so dass für die Bevölkerung auch diese Abhän-
gigkeit sichtbar wird.» 

DIE KRITIK NACH DEM CHEMIEUNFALL
Denn vieles hat sich bei den Pharmariesen in Basel in 
den letzten Jahrzehnten verändert. Fusionen, Stel-
lenabbau, Globalisierung; weg von der Produktion, 
hin zu Forschung. Doch die Pharmaindustrie bleibt 
wichtigste Arbeitgeberin und Steuerzahlerin der 
Stadt. Bolliger sagt: «Seit dem Grossbrand in Schwei-
zerhalle im Jahr 1986 gibt es hier aber auch immer 

wieder Kritik an der 
chemischen Industrie 
und der Pharma. Heute 
geht es vor allem um 
die absurd hohen Ma-
nagerlöhne, Pharmapa-
tente und die enormen 

Konzernprofi te.» Das zeigte sich auch beim Referen-
dum zum neuen Standortförderungsgesetz. Ein 
Bündnis aus progressiven Parteien, Gewerkschaften 
und der Klimabewegung wollte eine Rückverteilung 
der Steuergelder an die Pharmafi rmen verhindern. 
Doch die Stimmberechtigten haben das Standortför-
derungsgesetz mit der Unterstützung der Basler SP 
im Mai dieses Jahres angenommen. 

«INNOVATIVE» MEDIKAMENTE
Bei der Abstimmung ging es um die Verwendung der 
Mehreinnahmen durch die OECD-Mindeststeuer und 
jährliche Zahlungen von 150 bis 500 Millionen Fran-
ken zugunsten von Basler Pharmakonzernen und 
Start-ups. 80 Prozent der Mittel sind für den Förder-
bereich «Innovation» vorgesehen, 20 Prozent für 
 «Gesellschaft und Umwelt». Ein Grossteil dieser Steu-

ergelder wird an die zwei grossen Basler Pharmakon-
zerne Novartis und Roche zurückfl iessen und ihr 
 Geschäftsmodell mit «innovativen» und auch sehr 
teuren Medikamenten weiter antreiben. In der Stadt-
verwaltung mussten in den letzten Wochen neun 
neue Stellen geschaffen werden. Sie kümmern sich 
jetzt um die Bearbeitung der Firmengesuche für die 
Fördergelder. 

SAMMELN FÜR «PHARMA FÜR ALLE»
Bolliger setzt sich nach dem gescheiterten Referen-
dum weiterhin für eine andere Verwendung der 
Pharma-Steuergelder ein. Mit der Initiative «Pharma 
für alle» soll die öffentliche Versorgung gestärkt 
 werden. Die Initiative verlangt, dass 2,5 Prozent der 
baselstädtischen Steuererträge zur gemeinwohlorien-
tierten Versorgung der Bevölkerungen mit Medika-
menten im In- und Ausland verwendet werden. Das 
wären jährlich etwa 70 Millionen Franken. Im No-
vember soll die Initiative eingereicht werden. Bolliger 
ist überzeugt: «Die Initiative wird eine Diskussion 
anstossen, im Sinne des Service public und auch über 
die Frage, welche Pharmaindustrie sich hier entwi-
ckeln kann und wie wir die Versorgungssicherheit 
mit lebenswichtigen Medikamenten sicherstellen 
können.»

SP FORDERT PUBLIC-PHARMA-STRATEGIE
Eine andere Pharmaindustrie fordert auch die SP. Im 
letzten November verabschiedete sie an ihrem Partei-
tag in Chur ein Positionspapier mit der Forderung 
nach einer Public-Pharma-Strategie. SP-Co-Präsiden-
tin Mattea Meyer (37) sagt zu work: «Pharmakonzerne 
sind in einem Bereich tätig, wo wir verletzlich sind, 
weil es um unsere Gesundheit geht. Und das nutzen 
sie aus. Sie können mit horrenden Preisen unanstän-
dig hohe Gewinne auf Kosten von uns allen machen.» 

VERSTAATLICHUNG VON SANDOZ
Im Positionspapier fordert die SP einen verbesserten 
Zugang zu bezahlbaren Medikamenten, Kostentrans-
parenz bei der Entwicklung von Medikamenten und 
eine Forschung, die sich am gesellschaftlichen Nut-
zen und nicht am Profi t orientiert. Lebenswichtige 
Medikamente sollen auch im globalen Süden verfüg-
bar und bezahlbar sein. Meyer sagt: «Die Pharmakon-
zerne entscheiden, welche Medikamente produziert 
und zu welchem Preis sie verkauft werden. Diese Er-
pressbarkeit und die Preisexplosion müssen ein Ende 
haben.» Zu diesem Zweck fordert die SP auch die Ver-
staatlichung von Sandoz, dem börsenkotierten Gene-
rikaproduzenten, der bis vor kurzem noch Teil von 
Novartis war. Sandoz betreibt in Österreich die letzte 
Produktionsanlage von Penicillin in Europa und ist 
einer der weltweit wichtigsten Produzenten von Ge-
nerika und Antibiotika.

TEIL DER STADT: TEIL DER STADT: TEIL DER STADT Novartis und Roche investieren viel Geld in die Öffentlichkeitsarbeit in Basel, dazu gehört der für alle 
zugängliche Novartis-Pavillon. FOTO: PD NOVARTIS

Slowenische Pharmafi rma Lek: Von Novartis für 1,2 Milliarden geschluckt

Vom sozialistischen Vorzeigebetrieb zum Goldesel 
der Schweizer Pharma
Im Jahr 2002 übernahm  Novartis 
die slowenische Pharmafi rma 
Lek. Heute liefern die  Fabriken 
aus Slowenien den Sto�  für 
 Milliardenprofi te. 
IWAN SCHAUWECKER

Matija Drmota (40) arbeitet als Rechts-
berater für den slowenischen Gewerk-
schaftsbund ZSSS. Er sagt: «Die Phar-
maindustrie ist äusserst wichtig für 
 Slowenien, denn sie beschäftigt direkt 
etwa 12 000 Personen, ist international 
erfolgreich und zahlt auch vergleichs-

weise gute Löhne.» 
Der Mindestlohn in 
Slowenien liegt bei 
1277 Euro pro Mo-
nat. In den Fabriken 
der Pharmafi rma 
Lek sind sie deutlich 

höher. Für die Lek-Mitarbeitenden gilt 
ein Firmen-GAV mit einer unterneh-
mensnahen Gewerkschaft, die nicht 
dem ZSSS angehört. Der GAV deckt fast 
99 Prozent der 3800 Mitarbeitenden ab. 

Von ihnen arbeiten mehr als die Hälfte 
in der Produktion. 

SOZIALISMUS UND PRIVATISIERUNG
Gegründet wurde Lek, was auf deutsch 
«Medikament» heisst, im Jahr 1946. Die 
Firma war eines der wichtigsten Unter-
nehmen der sozialistischen Republik und 
produzierte hauptsächlich Medikamente 
und Kosmetika für die Bevölkerung in 
 Jugoslawien. Auf dem Papier gehörte die 
Firma den Mitarbeitenden. Doch in der 
Realität sah es anders aus. Nach Slowe-
niens Unabhängigkeit wurde Lek 1992 als 
erste jugoslawische Staatsfi rma privati-
siert und wurden die Aktien des Unter-
nehmens an der Börse von Ljubljana 
 gehandelt. Ab 1993 regelte ein neues Mit-
bestimmungsgesetz die betriebliche Betei-
ligung der Mitarbeitenden. Doch fi nanzi-
ell gingen die meisten von ihnen leer aus. 

MIT GENERIKA AUF DEN WELTMARKT
In den 1990er Jahren expandierte Lek in 
Osteuropa und wurde zu einem wichtigen 
Exporteur von Generika und Antibiotika 

in die USA. Dieser Erfolg weckte auch das 
Interesse des Basler Pharmariesen Novar-
tis. Im Jahr 2002 zahlte Novartis 1,2 Mil-
liarden Franken und schluckte Lek. Den 
Namen durfte das slowenische Unterneh-
men trotz der Übernahme behalten. Nov-
artis investierte seither mehr als drei Mil-
liarden Franken in Slowenien und wurde 
damit zum grössten ausländischen Inves-
tor im Land mit 2,1 Millionen Einwohnern 
und Einwohnerinnen. Novartis eröffnete 
eine neue Abfüllanlage für Fläschchen, 
eine Fabrik zur Herstellung von Tabletten 
und Kapseln, Labors zur Entwicklung von 
biologischen Medikamenten und eine 
neue Verpackungsanlage in Lendava. 

Seit 2023 gehört dieser Standort 
zum Basler Generikahersteller Sandoz, 
der vor zwei Jahren von Novartis abge-
spalten wurde. In Lendava wird jetzt eine 
neue Fabrik für Biosimiliars, Nachahmer-
produkte von biologischen Medika-
menten, gebaut. Sandoz investiert 
400 Millionen Euro, und der sloweni-
sche Staat beteiligt sich ebenfalls mit 
52 Millionen Euro. 

Der Novartis-Boss
will weiterhin Millionen-
boni fi nanzieren.
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Woher kommen die Pharmaimporte 
in die Schweiz?

Importe total 60 Milliarden Franken

Novartis ist
der grössteder grösste
ausländische
Investor.

«Die Pharma
gehört zur DNAgehört zur DNA
von Basel.»
OLIVER BOLLIGER, GEWERKSCHAFTER

Riesig: Schweizer  Chemie- 
und Steuer paradies
Die Chemie- und Pharmaindustrie beschäftigt in der 
Schweiz etwa 75 000 Personen. Neben Novartis, 
 Roche, Lonza, Syngenta und Sandoz haben zahl-
reiche internationale Grosskonzerne ihren Hauptsitz 
aufgrund von Steuervorteilen in die Schweiz verlegt, 
 zuletzt das amerikanisch-chinesische Pharmaunter-
nehmen Be One Medicines von den Cayman Islands 
nach Basel. 

ERNEUERT. Neben den Grosskonzernen gibt es etwa 
1000 kleinere Unternehmen, die vor allem in der 
 Forschung und Vermarktung tätig sind. Für die Pro-
duktionsbetriebe der Basler Chemie- und Pharma-
unternehmen gilt der letztmals im Jahr 2012 erneu-
erte GAV (work berichtete: rebrand.ly/chemie-gav).



work ist die Zeitung der Gewerkschaft Unia in der Deutschschweiz. Als 
einzige Printpublikation der Schweiz beschreiben wir Wirtschaft und 
Gesellschaft aus dem Blickwinkel der Arbeitnehmenden und machen 
uns stark für ihre Rechte. Daraus entsteht eine intensive Bindung an 
unser Lesepublikum, für viele unserer Leserinnen und Leser ist work 
das «Leibblatt», von dem sie sich verstanden und vertreten fühlen.

Eine achtköpfige Redaktion in Bern sowie namhafte freischaffende 
Persönlichkeiten wie etwa Peter Bodenmann, Daniel Lampart, Jean 
Ziegler usw. schreiben für work. Neben Recherchen und Analysen 
zur Arbeitswelt, zur Wirtschafts- und Sozialpolitik enthält work einen 
Serviceteil zu konkreten Fragen des Arbeitsrechts, der Sozialversiche-
rungen, der Weiterbildung usw.

Unser Kernpublikum sind erwerbstätige Frauen und Männer mit tiefen 
bis mittleren Einkommen.

work ist eine vorzügliche Werbeplattform für:

• �Weiterbildungsangebote (unsere Leserinnen und Leser sind interes-
siert daran, im Beruf weiterzukommen)

• �Waren und Dienstleistungen des Grundbedarfs mit vorzüglichem 
Preis-Leistungs-Verhältnis

• �Werbung für Autos, Handys, Elektronik allgemein, Heim & Hobby

• �Präventions- und Aufklärungskampagnen (BAG, Seco usw.)

Wir freuen uns auf Ihren Auftrag und wünschen Ihnen viel Erfolg. Auflage: 60 973 Exemplare (WEMF-beglaubigt 2025)
Erscheinungsweise: 3wöchentlich am Donnerstag

work – die Zeitung der Gewerkschaft 

So sichert die Pharma ihre 
Milliarden-Profi te 
Schweizer Kranke und Büezer sollen 
für Trump-Zölle bluten. Seiten 12 – 13 

So sparen Sie im Alltag 
Der work-Ratgeber. Seiten 20 – 21
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Abbruch-
Meister
So extrem tritt 
der Verband auf, 
und so energisch 
wehren sich die 
Büezer.        Seite 3

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.

Mutterscha� s-Strafe: Das Baby-Knick-Geständnis des Bundesrates.   Seite 8 

Die Löhne rauf! 
Die Arbeitenden chrampfen 
heute 11 Prozent produktiver 
als vor 10 Jahren. Aber sie 
können sich von ihrem Lohn 
gleich viel oder gar weniger 
kaufen. Das muss sich jetzt 
endlich ändern! Seite 9
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endlich ändern! Seite 9

Die Arbeitenden chrampfen 
heute 11 Prozent produktiver 

können sich von ihrem Lohn 
gleich viel oder gar weniger 
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Bei diesen Inseraten handelt es sich um Beispiele.  
Im Rahmen der Spaltenbreite sind auch andere Formate möglich.

Preis pro mm und Spalte	 s/w	 4farbig
		  0.92 	 1.13
			 
Effektive Nutzbreiten in mm
Spalten	 2	 3	 4	 5	 6	 7	 8	 10
Annoncen	 55	 84	 114	 143	 172	 202	 231	 290 

Wiederholungsrabatte
Auf Anfrage erstellen wir ein individuelles Angebot.

Spezialrabatt 
Wohltätige Institutionen (ZEWO-zertifiziert) 	 20% 
SGB und SGB-Gewerkschaften  	 30% 
Unia-Partnerfirmen	 20%

Korrekturen 
Grössere Korrekturen werden nach Aufwand verrechnet.

Geschäftsbedingungen 	
Alle Preise zuzüglich 8,1% Mehrwertsteuer.

1/1-Seite 	
290 × 435 mm
s/w     Fr. 4000.– 
farbig  Fr. 4900.–

1/3-Seite
290 × 150 mm
s/w	 Fr. 1333.– 
farbig	 Fr. 1633.–

1/4-Seite	
290 × 105 mm
143 × 210 mm
s/w	 Fr. 1000.– 
farbig	 Fr. 1225.–

2/3-Seite	
290 × 290 mm
s/w	 Fr. 2667.– 
farbig	 Fr. 3267.–

1/8-Seite
290 × 55 mm
143 × 105 mm
s/w	 Fr. 500.– 
farbig	 Fr. 613.–

1/2-Seite	
290 × 210 mm
143 × 435 mm
s/w	 Fr. 2000.– 
farbig	 Fr. 2450.–

INSERATEBEISPIELE PREISE, FORMATE & RABATTE



Preise und Zuschläge  
in CHF bis 50 g  
pro 1000 Stk. 
Technische Kosten				    16.–
Werbewert 				    50.–
				    68.–*

* zuzüglich CHF 225.– pro Auftrag als technische Grundpreis-Pauschale.

Pro Ausgabe kann nur eine Beilage hinzugefügt werden.  
Wir empfehlen eine frühzeitige Buchung. Beilagen über 50 g 
auf Anfrage.

Beilagensplitting auf Anfrage möglich. 
Administrative Gebühr			   400.–

Alle Preise zuzüglich 8,1% Mehrwertsteuer.

Kennzeichnungs- und Anlieferungsvorschriften: 
– �Vorab zwei Muster zur technischen Beurteilung an die 

Druckerei zustellen.
– �Beilagen sind spätestens 4, frühestens 9 Arbeitstage vor Er- 

scheinen porto- und frachtfertig an CH Media Print AG zu liefern.
– �Für Verpackungs- und Beschriftungsanforderungen bitte  

separate Richtlinien anfordern oder unter www.chmediaprint.ch 
herunterladen.

– �Lieferadresse: CH Media Print AG, Warenannahme, Im Feld 6, 
9015 St. Gallen, +41 71 272 78 75, www.chmediaprint.ch.

– Geöffnet Montag bis Freitag 7–12 und 13–16 Uhr.

Druckverfahren 	 Rotationsoffset

Papier		  Zeitungspapier 45 g/m2, Weisse 60

Rasterweite 		  52 L/cm 

Satzspiegel 		  290 mm × 440 mm

Farbaufbau		  CMYK (Pantonefarben in 
		  CMYK umgewandelt);  
		  GCR-Gesamtwert: 240% (C+M+Y+K)

Separationsprofil	 ISOnewspaper26v4.icc

Daten	 	 PDF Files (High-End)

Schriften 		  Alle verwendeten Schriften  
		  eingebettet

E-Mail		  anzeigen@workzeitung.ch		       

Druckerei 		  CH Media Print AG	  
		  Im Feld 6 
		  9015 St. Gallen
		  Irene Meier 
		  T +41 71 272 74 24 
		  verkaufprint-sg@chmedia.ch

BEILAGEN DRUCKTECHNISCHES



Alter

18–30 Jahre	 31–44 Jahre    	 45–60 Jahre 	 60+ Jahre  

23%	 29% 	 28%	 20%

Erwerbstätigkeit

Lernende	 Einkommen bis Fr. 5000	 Einkommen ab Fr. 5000	 Rentnerinnen und Rentner

4%	 71%	 12%	 13%

Geschlecht

Frauen  	 Männer

27%	 73%

Nationalität

Schweizerinnen und Schweizer  	 andere Nationalitäten

61%		  39%

Quelle: Unia 2025

ÜBER UNSERE LESERINNEN UND LESER



Januar
1		  22.01.	 13.01.

Februar
2		  12.02.	 03.02.

März
3		  05.03.	 24.02.
4		  19.03.	 10.03.

April
5		  09.04.	 31.03.
6		  30.04.	 21.04.

Mai
7		  21.05.	 12.05.

Juni
8		  11.06.	 02.06.

Juli
9		  02.07.	 23.06.

August
10		  27.08.	 18.08.

September
11		  17.09.	 08.09.

Oktober
12		  08.10.	 29.09.
13		  29.10.	 20.10.

November
14		  19.11.	 10.11.

Dezember
15		  10.12.	 01.12.

Ausgaben		 Erscheinungs-	 Anzeigen-
Nr.	 	 datum	 schluss

TERMINPLAN 2026
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